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Krupps „Kornwalzer“

Formen und Wahrnehmungen von Korruption im Kaiserreich

Von 

Frank Bösch

Anfang November 1912 erhielt der sozialdemokratische Reichstags-
abgeordnete Karl Liebknecht einen anonym abgeschickten Umschlag. 
Er enthielt ein Anschreiben, das die Fried. Krupp AG der fortgesetzten 
Korruption beschuldigte, sowie 17 vertrauliche Berichte ohne Unter-
schrift und ohne Datum, aber mit offensichtlich äußerst brisantem In-
halt.1 Für verschiedene Rüstungsaufträge beschrieben sie unter ande-
rem die Preisangebote von Krupps Konkurrenten, deren Konstruktions-
pläne und den Ablauf ihrer Versuche. Liebknecht reichte die Unterla-
gen an den Kriegsminister weiter, verbunden mit dem Hinweis, daß 
hier Bestechung und Geheimnisverrat vorlägen.2 Für die Militärfüh-
rung war gleich erkennbar, daß die Berichte tatsächlich Interna aus 
Kriegsministerium und Heeresverwaltung enthielten. Sie informierte 
deshalb sofort die Polizei, die Observationen einleitete und schließlich 
Krupps Post zwischen Berlin und Essen abfing. Als sich dadurch der 
Verdacht auf Verrat von Militärgeheimnissen erhärtete, wurden am 
7. Februar 1913 der Kruppangestellte Brandt und mehrere Angehörige 
der Militärverwaltung verhaftet und bei der Essener Unternehmens- 
führung, im Berliner Büro und bei der Heeresverwaltung umfangrei-
che richterliche Durchsuchungen und Beschlagnahmungen vorgenom-
men.3 Immerhin beschlagnahmten die Justizbehörden in Essen allein

1 Anonym an Liebknecht o. D. (Abschrift), in: Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde 
(künftig: BA B ), N Y 4001-41 , sow ie in: Erster Staatsanwalt an Justizminister 6. 2.
1913, in: Geheim es Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz Berlin (künftig: GStA), 
HA I Rep. 84, 5a Bd. I. Für Anregungen zum Manuskript danke ich insbesondere 
Klaus Tenfelde, Dietmar Bleidick. R alf Stremmel und Jens Ivo Engels.
2 Liebknecht an Heeringen S. 11. 1912, zit. nach: Anklageschrift II. 8. 1913, in: 
GStA, H A I Rep. 8 4 ,5 a  Bd. I.
3 Vgl. Löwenstein an D ew itz 6. 4 . 1914, in: Historisches Archiv Krupp (künftig: 
HAK), W A 4/1672: 33 und Vermerk Krause 3. 2 .1 9 1 4 , in: HAK, WA 4/1672: i. Die
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aus den letzten drei Jahren 741 Geheimberichte mit ähnlich vertrau-
lichen Informationen aus der Militärbürokratie.4 Welche Brisanz die 
Reichsleitung dieser Entdeckung beimaß, zeigte sich nicht zuletzt 
darin, daß der Justizminister und der Kriegsminister Kaiser Wilhelm II. 
umgehend und fortlaufend über die Ermittlungen informierten. Dabei 
teilten sie dem Monarchen in drastischen Worten mit, daß der von Lieb-
knecht übermittelte Verdacht gegen Krupp zutreffend sei und im Pan-
zerschrank der Untemehmensführung tatsächlich Berichte gefunden 
worden seien, „deren Geheimhaltung nach dem Gutachten der zustän-
digen Militärbehörden im Interesse der Landesverteidigung unbedingt 
geboten ist“.3

Öffentlich bekannt wurde der Korruptionsfall jedoch erst, als Lieb-
knecht ihn am 18. April 1913 im Reichstag ausbreitete. Plakativ und 
zugespitzt enthüllte er, Krupp habe einen „Agenten“ in Berlin beschäf-
tigt, „der die Aufgabe hatte, sich an die Kanzleibeamten der Behörden 
der Armee und der Marine heranzumachen und sie zu bestechen, um 
auf diese Weise Kenntnis von geheimen Schriftstücken zu erhalten, de-
ren Inhalt die Firma interessiert“.6 In der folgenden Parlamentsdebatte 
spitzte Liebknecht die Vorwürfe am nächsten Tag weiter zu: „Es han-
delt sich hier um ein Panama, schlimmer als Panama.“7 Damit spielte er 
auf den bis dato weltweit bekanntesten Bestechungsskandal an, der 
1892/93 Frankreich erschüttert hatte und seitdem auch in Deutschland 
ein geflügeltes Wort für Korruption in größerem Umfange geworden 
war.8 Tatsächlich leitete Liebknechts Reichstagsrede einen Skandal ein.

falsche Datierung der Untersuchung auf September 1912, die sich in der Fachlite-
ratur mitunter findet, beruht auf: Ernst Haitx, Bei Krupp. Bilder der Erinnerung aus
45 Jahren von Finanzrat Dr. Emst Haux, in: HAK, FAH 4 E 16.
4 Laut Urteilsbegründung, in: HAK, WA 4/1415: 32. Im Prozeß wird auch die Zahl 
751 genannt.
5 Justizminister an W ilhelm II. 13. 2. 1913, in: GStA, HA I Rep. 84, 5a Bd. 1; 
ähnlich Kriegsminister Heeringen an Wilhelm II. 6. 2. 1913, Justizminister an Wil-
helm II. 7. 2. 1913, in: ebd.
6 Verhandlungen des Reichstages, XIII. Leg., I. Sess., 143. Sitz., 18 .4 . 1913, 
Bd. 289, Berlin 1913.4911.
7 Ebd., 144. Sitz., 1 9 .4 . 1913,4926.
s Die von Ferdinand de Lesseps geführte G esellschaft zum Bau des Panama- 
Kanals hatte Minister, zahlreiche Abgeordnete, Journalisten und Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens bestochen, was bei ihrem Bankrott 1892 offenbar wurde, 
der zudem zahllose Kleinaktionäre um ihr Vermögen brachte. Vgl. als einführende 
Überblicksdarstellung zu den Ereignissen: Pierre-Alexandre Bourson , L’affaire 
Panama. Paris 2000; Jean Bouvier, Les deux scandales de Panama. Paris i 964; vgl.
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F. Bösch, Knipps „ Koniwalzer 339

der wie kein anderer deutscher Korruptions fall zuvor die Öffentlichkeit 
bewegte. Sowohl die Gerichte, die Parlamente als auch die deutsche 
und internationale Presse diskutierten den Vorwurf das folgende Jahr 
über erregt. Wie sich heraus stellte, hatte das Berliner Büro der Fried. 
Krupp AG seit 1906 jährlich über 300 solcher Geheimberichte an das 
Essener Direktorium verschickt, die nach dem internen Telegramm-
code „Kornwalzer“ hießen. Dementsprechend mußten sich nun Be-
amte, Offiziere und hohe Krupp-An gestellte vor Gericht und vor der 
Öffentlichkeit für ihr Verhalten rechtfertigen.

Die Kornwalzer-Affäre bildet damit ein besonders prägnantes Bei-
spiel, um Formen und Wahrnehmungen der Korruption historisch zu 
untersuchen. Bislang liegen in Deutschland so gut wie keine Studien 
vor, die diese Praxis der Staats- und Wirtschaftskriminalität für das 
lange 19. Jahrhundert analysieren.9 So ist selbst die Kornwalzer-Affäre 
trotz ihres zentralen Stellenwertes für das Verhältnis von Staat, Unter-
nehmen und Gesellschaft in der Literatur nur gestreift worden.10 Dabei 
bietet sich gerade für Historiker eine Analyse von Korruption an, da so-
wohl ihre jeweilige historische Form als auch ihre öffentliche Behand-
lung Erkenntnisse über Politik, Wirtschaft und Gesellschaft verspre-
chen. An dem Umgang mit Korruption läßt sich zeigen, welche Bezie-
hungen zwischen Staat und Wirtschaft bestanden, welches Selbstver-

als Quelle bes.: Adrien Papillaud, La corruption parlementaire. Les scandales du 
Panama. Paris 1893.
9 Dagegen bildet die Korruptions forsch ung ein expandierendes Forschungsgebiet 
in den Wirtschafte- und Sozialwissenschaften; vgf. als einführenden Überblick: A r-
nold H eidenheim er/M ichael Jahnston (Eds.), Political Corruption. Concepts and 
Contexts. 3rd. Ed. New Brunswick/London 2002.
10 Relativ knappe Hinweise im Standardwerk von Lothar G ail, Krupp. Der Auf-
stieg eines Industrieimperiums. Berlin 2000, 3 3 6 f.; aus Knipps Perspektive: G ert 
van Klass, Aus Schutt und Asche. Krupp nach fünf Menschenaltern. Tübingen  
1961, 337-339; mit sachlichen Fehlern: William M anchester, Krupp. Chronik einer 
Familie. München 1978, 269-271; auf Basis der SPD-Presse: Alex H all, Scandal, 
Sensation and Social Democracy. The SPD Press and W ilhelmine Germany 1890- 
1914. Cambridge 1977, 183-186. Zudem Erwähnungen in politischen Schriften: 
Aus dem SED-Um feld und fast ohne Gehalt ist die Broschüre von Walter Bartel, 
Kari Liebknecht gegen Krupp. Berlin (Ost) 1951; ähnlich: G eorg Honigmann, 
Kapitalverbrechen oder D er Fall des Geheimrats Hugenberg, Berlin (Ost) 1976, 
118-146; mit kritischem Gestus zu Teilaspekten: Klaus W ernecke/Peter Heller, Der 
vergessene Führer. Alfred Hugenberg. Pressemacht und Nationalsozialismus. 
Hamburg 1982, 4 8 -54 ; einige Quellen in: Annelies Laschitza , Karl Liebknecht. 
Eine Biographie in Dokumenten. Berlin (Ost) 1982.
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ständnis die Staatsverwaltung aufwies und welche Normen jeweils für 
die Erlangung von ökonomischen Zielen öffentlich akzeptiert wurden. 
Wie fruchtbar dieser Zugang sein kann, zeigte vor allem Frank Bajohrs 
Studie über Korruption im Nationalsozialismus.11

Wichtige analytische Anregungen geben Arbeiten aus den Sozial- 
und Wirtschaftswissenschaften. Bei ihnen herrscht eine gewisse Einig-
keit, daß sich Korruption als der Mißbrauch eines öffentlichen Amtes 
zum privaten Nutzen fassen läßt.12 Korruption läßt sich dabei weder 
auf Geldgewinne noch auf Gesetzesbrüche verkürzen, sondern kann 
bereits beim Bruch von moralischen Normen zur persönlichen Vor-
teilnahme vorliegen. Da sich diese Normen wandeln, muß regelmäßig 
öffentlich ausgehandelt werden, was jeweils als korrupt gelten kann 
oder noch zulässig ist. Gerade dies macht Korruption zu einem interes-
santen historischen Untersuchungsfeld, da über den Gesetzesbruch hin-
aus die jeweiligen Deutungen der staatlichen Akteure, der Unterneh-
men und der Öffentlichkeit auszumachen sind.

Der Artikel versucht, durch die Analyse eines herausragenden Bei-
spielfalles vor allem zwei grundsätzliche Fragen zur Korruption vor 
1914 zu klären. Zum einen soll ermittelt werden, welche Merkmale die 
Korruption als soziale Handlung aufwies. Wie wurden etwa die Beste-
chungen eingeleitet, zu welchen Vorteilsnahmen kam es, und wie beur-
teilten die Beteiligten ihr Handeln? Zum anderen wird der öffentliche 
Umgang mit der Korruption untersucht: Wie erfolgte etwa ihre Aufdek- 
kung, wie wurde sie öffentlich wahrgenommen und in welcher Weise 
wurde sie gerechtfertigt oder bestraft? Die Analyse soll dabei die mora-
lisch geprägten Erkenntnisinteressen vieler Korruptionsstudien vermei-
den, um vielmehr die Handlungs- und Deutungsmuster der Zeitgenos-
sen zu analysieren.13

11 Frank Bajohr, Parvenüs und Profiteure. Korruption in der NS-Zeit. Frankfurt am 
Main 2001. Sehr alJgemein dagegen: Wilhelm Brattneder, D ie Korruption als histo-
risches Phänomen, in: Christian Brünner (Hrsg.), Korruption und Kontrolle. Wien 
1 9 8 1 ,7 5 -1 0 4 .
52 V gl. etwa: A rnold Heidenheimer, Parties, Campaign Finance and Political 
Corruption: Tracing Long-Term Comparative Dynam ics, in: ders./Johnston (Eds.), 
Political Corruption (wie Anm. 9), 764; Susan Rose-Ackerman, Corruption and 
Government. Causes. Consequences, and Reform. Cambridge 1999, 9: Christine 
Landfried , Korruption und politischer Skandal in der Geschichte des Parlamenta-
rismus, in: R olf Ebbighausen/Sighard N eckel (Hrsg.), Anatomie des politischen  
Skandals. Frankfurt am Main 1989, 104-129, hier 133.
13 Als Quellen werden dementsprechend neben der überlieferten Korrespondenz
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I. Vorbedingungen

Von ihrem Selbstverständnis her sah sich die deutsche und insbeson-
dere die preußische Bürokratie um 1900 als eine derartig zuverlässige 
Institution, daß ein deutsches „Panama“ explizit ausgeschlossen wurde. 
Sowohl die politische Öffentlichkeit als auch die Staatsführung selbst 
gewährten den Beamten einen Vertrauens Vorschuß, der mit einem ent-
sprechend geringen Kontrollaufwand einherging.14 Dieses Vertrauen 
bildete, um mit Niklas Luhmann zu sprechen, eine „riskante Vorlei-
stung“15, die im 19. Jahrhundert jedoch kaum enttäuscht wurde. Die 
ohnehin vergleichsweise seltenen Dienstvergehen mit finanziellem 
Hintergrund nahmen eher ab.16 Nach der Reichsgründung kamen je -
doch einzelne spektakuläre Korruptionsvorwürfe auf. So richtete etwa 
der liberale Abgeordnete Eduard Lasker 1873 entsprechende Beschul-
digungen gegen den Eisenbahnkönig Strausberg und einige hohe preu-
ßische Beamte, und die politische Rechte prangerte das Finanzgebaren 
von Bismarcks Bankier Gerson von Bleichröder an.17 Dennoch spielte 
die Korruption im Vergleich zu den USA, zu Frankreich und Groß-
britannien weiterhin eine untergeordnete Rolle und wurde wesentlich 
seltener der Administration vorgeworfen.18 Diese zurückhaltende Aus-

auch die Prozeßunterlagen und die Presseberichterstattung herangezogen, Syste-
matisch wurden folgende Zeitungen ausgewertet: Norddeutsche A llgem eine Zei-
tung (NAZ), Neue Preußische Zeitung, Berliner Lokal-Anzeiger, BZ am Mittag, 
Vossische Zeitung, Vorwärts.
14 Vgf. zur komplementären Beziehung zwischen Vertrauen und Kontrolle: Hans- 
Werner Bierhoff, Politisches Vertrauen: Verschiedene Dim ensionen, verschiedene 
Ebenen der Betrachtung, in: Rainer Schmalz-Bruns/Reinhard Zintl (Hrsg.), Politi-
sches Vertrauen. Soziale Grundlagen reflexiver Kooperation. Baden-Baden 2002, 
241-253 , hier 241.
15 Niklas Luhmann, Vertrauen. Ein M echanismus zur Reduktion sozialer Kom ple-
xität. Stuttgart 2000 (Erstaufl. 1968), 27 u. 81.
16 So das Urteil von neueren Arbeiten über Beamte, die Korruption wohl auch des-
halb nicht weiter verfolgen: Stefan Brakensiek, Fürstendiener -  Staatsbeamte -  
Bürger. Amtsführung und Lebenswelt der Ortsbeamten in niederhessischen Klein-
städten (1750-1830). Göttingen 1999, 19 i; Joachim Eibach , Der Staat vor Ort. 
Amtmänner und Bürger im 19. Jahrhundert am Beispiel Badens. Frankfurt am 
Main 1994 ,41 .
17 Grundlegend hierzu: Joachim Borchart, Der europäische Eisenbahnkönig B e-
thel Henry Strousberg. München 1991, 172-177: Fritz Stern , Gold und Eisen. Bis-
marck und sein Bankier Bleichröder. Frankfurt am Main 1978. bes. 6 0 9 -616 .
18 Vgl. zu den Korruptionsdebatten, die um 1900 in Großbritannien ausbrachen, 
etwa: G. R. Searle , Corruption in British Politics 1895-1930. Oxford 1987.
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einandersetzung läßt sich freilich nicht allein mit der Selektion, dem 
Ehrenkodex und der Privilegierung der deutschen Beamten erklären, 
die sich vor allem in ihrer guten Besoldung niederschlug. Nicht minder 
bedeutsam war vermutlich, daß durch den in Deutschland erst später 
einsetzenden Parlamentarismus zunächst eine starke Opposition fehlte, 
die entsprechende Vorwürfe hätte Vorbringen können. Ebenso sorgten 
die lange virulente Pressezensur und das entsprechend späte Aufkom-
men einer investigativen Massenpresse vermutlich dafür, daß Korrup-
tion seltener aufgedeckt wurde.19 Nicht unbedeutend war zudem der 
starke Korpsgeist der Staatsverwaltung, durch den Mißstände intern 
bereinigt wurden, um das Ansehen der Beamten und der Nation zu 
schützen.

Seit den 1890er Jahren, nach dem Ende der Sozialistengesetze, ver-
änderte sich diese Konstellation grundlegend. Vor allem die Abgeord-
neten und die Presse der Sozialdemokratie, aber auch die Vertreter des 
Freisinns und des Zentrums forderten mit provokativen Enthüllungen 
die Reichsleitung heraus. Korruptionsvorwürfe brachten diese insbe-
sondere in den Kolonialdebatten auf. So warf der junge Zentrumsabge-
ordnete Matthias Erzberger dem Landwirtschaftsminister Victor von 
Podbielski 1906 vor, daß die von ihm mitgegründete Firma „Tippels- 
kirch & Co.u ein Monopol für die Ausstattung der Kolonial truppen 
habe und deshalb völlig überzogene Preise verlange.20 Tatsächlich 
mußte Podbielski noch im gleichen Jahr zurücktreten, da nach den 
monatelangen Presseberichten auch Reichskanzler Bülow den Minister 
für untragbar hielt.-1

Freilich läßt sich das Aufkommen der Korruptions vorwürfe seit dem 
späten 19. Jahrhundert nicht alleine aus den spezifischen politischen 
Strukturen des Kaiserreiches erklären. Denn auch in anderen west-
lichen Ländern kam es nun zu ähnlich intensiven Korruptionsdebatten. 
So beschäftigte sich die britische Öffentlichkeit nahezu zeitgleich mit

iy So investierte der amerikanische Verleger McCiure angeblich 5 0 0 0 0  Dollar für 
investigative Recherchen seiner Journalisten, die 1903/04 die korrupten Praktiken 
der Standard Oil Company aufdeckten; vgl. R oben  M iraldi, Muckraking and Ob- 
jectivity. N ew  York 1990.
20 Seine Reden u.a. sind abgedruekt in: M atthias Erzberger, D ie Kolonial-Bilanz. 
Bilder aus der deutschen Kolonialpolitik auf Grund der Verhandlungen des Reichs-
tags im Sessionsabschnitt 1905/06. Berlin 1906, 72.
- 1 Vgl. Bülow  an Hammann 25. 8. 1906, in: BAB, N 2106/12: 20: Gutachten zu 
seinen Gewinnen, die formal über seine Frau liefen, in: BAB, N 2106/72: 13 ff.
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Erzbergers Anschuldigungen im „War Stores Scandal“ 1905 damit, ob 
es bei der Abwicklung der Truppenbestände nach dem Burenkrieg zu 
Bereicherungen gekommen sei.2- Ebenso diskutierte man in Großbri-
tannien um 1912/13 übereine mögliche korrupte Verbindung zwischen 
Ministem und der „Marconi Wireless Telegraph Company“.23 Das in-
ternationale Aufkommen von Korruptionsvorwürfen belegt, wie sehr 
diese vor allem aus der einsetzenden Demokratisierung, Fundamental-
politisierung und der Ausbildung einer kritischen Medienöffentlichkeit 
resultierten -  und nicht etwa allein auf die gesellschaftlichen Struktu-
ren des Kaiserreiches zurückzuführen sind.24 Zugleich ist von interkul-
turellen Transfers und transnationalen Prozessen auszugehen. So war 
Karl Liebknecht etwa einen Monat vor seinen öffentlichen Enthüllun-
gen über Krupp in London gewesen und hatte vor Ort erfahren können, 
welche Sprengkraft die dortige Skandalisierung von Marconi haben 
konnte. Unter anderem kam er hier mit J. T. Walton Newbold zusam-
men, der mit auflagenstarken Broschüren englische Rüstungsfirmen an- 
griff.25 Zugleich bestärkten sich 1913/14 die sozialistischen Parteien 
Westeuropas gegenseitig in ihrer Agitation gegen die Rüstungsindu-
strie, in deren Profitstreben sie einen wesentlichen Grund für die dro-
hende Kriegsgefahr sahen.26 Liebknechts erfolgreiche Skandalisierung 
gegen Krupp, die ihn auch in den Nachbarländern berühmt machte, ver-
tiefte diese Kooperation mit französischen und britischen Sozialisten 
und führte dazu, daß Liebknecht und Newbold gemeinsam eine Schrift 
über die „Internationale der Rüstungsindustrie“ vorbereiteten.27

Daß sich einer der ersten großen Korruptionsskandale in Deutsch-
land ausgerechnet auf Krupp bezog, läßt sich weniger mit dem Ge-
schäftsgebaren und der Größe des Unternehmens erklären als mit seiner

22 Vgl. bes. Times 4 .6 .-7 . 6. 1904, Times 15.6.-18. 7. 1905; vgl. auch Searle, Cor- 
ruption (wie Anm. IS), 74 -7 7 .
2-1 Vorwürfe zuerst in; Eye-W itness 8. S. 1912, 227-230; vgl. zum Ablauf: Frunces 
D onaldson, The Marconi Scandal. London 1962.
24 Vgl. zur Veränderung von Politik- und M edienstilen in den Jahrzehnten um 1900 
für ein anderes Kampagnenfeld; Frank Bösch, Das Private wird politisch. Die 
Sexualität des Politikers und die Massenmedien im ausgehenden 19. Jahrhundert, 
in: ZfG 52, 2004, 7 8 1-801 .
25 V gl. Heinz Wohlgemuth, Karl Liebknecht. Eine Biographie. Berlin (Ost) 1975, 
219.
26 Vgl. für Frankreich jetzt: Paul B. M iller. From Revolutionaries to Citizens. Anti- 
militarism in France, 1870-1914. Durham/London 2002.
27 Laschitztt, Karl Liebknecht (w ie Anm. 10), 196.
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herausragenden öffentlichen Stellung. Im Kaiserreich war die öffent-
liche Auseinandersetzung über unlauteren Wettbewerb immer wieder 
mit Krupp verbunden worden, da das Unternehmen wie kein anderes 
eine Projektionsfläche für weltanschauliche Deutungen bot. Durch den 
öffentlichen Kontakt mit dem Kaiser stand Krupp für die Monarchie, 
dank der Rüstungsproduktion repräsentierte Krupp die militärische Ex-
pansion Deutschlands, und das politische Engagement der Unterneh-
mensführung machte Krupp zum Sinnbild der paternalistischen Be-
kämpfung der Sozialdemokratie. Krupps Beteiligung in der Rüstungs-
produktion sorgte wie bei kaum einem anderen Industriezweig für eine 
enge Liaison zwischen Staat und Unternehmen, was die Korruptions-
möglichkeiten erhöhte. Ebenso förderte die hohe öffentliche Präsenz 
des Familienunternehmens, deren Inhaber die Presse regelmäßig por-
trätierte, ein entsprechendes Interesse an Verfehlungen. Die seit den 
1890er Jahren forcierte aktive Pressepolitik von Krupp dürfte damit 
auch gegenteilige Effekte eingeleitet haben.

Die Vorwürfe gegen Krupp erreichten bereits 1899 eine neue Inten-
sität und wurden von nun an regelmäßig im Reichstag vorgebracht. Die 
Beschuldigung, Krupp besäße durch die enge Verbindung zu Kaiser 
und Regierung ein Monopol und nutze diese Bevorzugung für über-
höhte Preise, stand auch in Reichstagsdebatten 1901, 1903 und 1905 im 
Mittelpunkt.28 Ebenso versuchten Teile der Presse, Krupp als unpatrio-
tisch hinzustellen, da er auch für das Ausland Waffen produziere und 
dort sogar billiger anböte.29 Ebenso wie bei der Komwalzer-Affäre 
wurden diese Debatten ganz wesentlich vom Reichstag aus angestoßen 
-  und weniger von der Presse. Der oft unterschätzte Reichstag erfüllte 
damit durchaus die Funktion, die politische Auseinandersetzung im 
Reich nachhaltig zu prägen.30 Die neue Massenpresse trat weniger

28 Vgl. etwa: Verhandlungen des Reichstages, XI. Leg., I. Sess. 1903/05, 166. und 
173. Sitz., 17 .3 . i905  u. 27. 3. 1905, Bd. 7. Berlin 1905, 5360-5366  und 5 6 1 5 -  
5630. Daß Krupps Preise trotz der hohen Reinerlöse dem internationalen Niveau 
entsprachen, betont: M ichael Epkenhans, D ie w ilhelm inische Flottenrüstung 1908-
1914. Weltmachtstreben, industrieller Fortschritt, soziale Integration. München 
1991, 200 f.
- J Vgl. etwa die Karikaturen in: Kladderadatsch 17. 3. 1901; Der Wahre Jacob 6. 5. 
1902; Ulk 15 .7 . 1900 u. 7 .9 . 1902; Presseausschnitte in: HAK. FAH 3 D 19. 
Grundlegend für Krupps Presse Für die Zeit bis 1900: Barbara Wolbring, Krupp 
und die Öffentlichkeit im 19. Jahrhundert. München 2000, hier bes. 283 f. u, 295 f.
30 D iese kommunikative Funktion wird in der Debatte über die Schwäche des 
Reichstages oft vernachlässigt: vgl. etwa Christoph Schönberger, Die überhoite

http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.652

Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



F. Bösch, Krupps „Kormvalzer 345

durch investigative Enthüllungen hervor, sondern griff die Vorwürfe 
aus dem Reichstag intensiv auf und förderte damit wiederum die parla-
mentarische Auseinandersetzung. Im Parlament konnten sich die Mit-
glieder dann in einem dritten Schritt wiederum auf die Artikel in den 
Zeitungen und damit auf die Anliegen der öffentlichen Meinung be-
rufen. Diese „Politik der Sensationen“, die durch medienkompatible 
Botschaften eine möglichst breite Öffentlichkeit suchte, hatte gerade 
die SPD seit den 1890er Jahren in unterschiedlichen Politikfeldern er-
folgreich ausgebaut.31 Auch ihre Presse publizierte im Sinne dieses 
neuen Kampagnenstiles sensationelle Enthüllungen über Krupp -  etwa, 
als der Vorwärts im November 1902 Friedrich Alfred Krupp homose-
xuellen Verkehr mit Mindeijährigen vorwarf.32

Daß die Korruptionsvorwürfe gegen Krupp ausgerechnet 1913 eska-
lierten, läßt sich ebenfalls mit der spezifischen Konstellation von 
Politik, Untemehmensführung und Öffentlichkeit erklären. Nach den 
Reichstagswahlen von 1912 bildete die SPD erstmals die stärkste Frak-
tion. Sie trat nun mit neuem Selbstbewußtsein gegen die massive Erhö-
hung der Rüstungsausgaben an, die der Reichstag 1912/13 intensiv dis-
kutierte und die in hohem Maße Krupp begünstigte. Zugleich nahm 
Krupps öffentliche Präsenz im selben Jahr eine neue Dimension an. 
Insbesondere die pompöse „Jahrhundertfeier“ der Fried. Krupp AG 
unterstrich öffentlich die enge, geradezu symbiotische Beziehung zwi-
schen'Unternehmen und Staat.33 Da hier Kaiser, Kanzler, Kabinetts-
mitglieder und Generäle in Essen zusammenkamen, erschien Krupp in 
der bürgerlichen Presse wie ein Teil des Staates. Im gleichen Jahr ver-
stärkte zudem der Vorsitzende des Krupp-Direktoriums, Alfred Hugen- 
berg, sein (verbands-)politisches Engagement, indem er etwa als Vor-
sitzender des Vereins für Bergbauliche Interessen Parteispenden zentra-

Parlamentarisierung. Einflußgewinn und fehlende Herrschaftsfiihigkeitdes Reichs-
tags im sich demokratisierenden Kaiserreich, in: HZ 272, 2001, 623-666 . W ichtige 
H inweise in: Andreas Biefang, Der Reichstag als Symbol der politischen Nation. 
Parlament und Öffentlichkeit 1867-1890, in: Lothar Gail (Hrsg.), Regierung, Par-
lament und Öffentlichkeit im Zeitalter Bismarcks. Politikstile im Wandel. Pader-
born 2003, 23 -42 .
31 Vgl. auch Hall, Scandal (w ie Anm. 10).
32 Vorwärts 15. 11. ¡9 0 2 ,2 .

So auch Gail, Krupp (wie Anm. 10), 339; vgl. jetzt ausführlich: Klaus Teufel de, 
„Krupp bleibt doch Krupp“. Ein Jahrhundertfest -  Das Jubiläum der Firma Fried. 
Krupp AG in Essen 1912. Essen 2005.

http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.652

Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



346 Historische Zeitschrift Band 28! (2005)

lisierte und die Agitation gegen die Sozialdemokratie intensivierte.34 
Erst diese spezifische Konstellation, die sich über einen längeren Zeit-
raum hinweg ausgebildet hatte, dürfte dazu geführt haben, daß von den 
zahlreichen sozialdemokratischen Korruptionsvorwürfen ausgerechnet 
dieser Fall eine derartig breite Öffentlichkeit interessierte und empörte.

ü . Motive und Merkmale

Um als Unternehmen öffentliche Aufträge zu bekommen, ist selbstver-
ständlich eine persönliche Verbindung zu den entsprechenden staat-
lichen Entscheidungsträgern von Vorteil. Da Menschen in Entschei-
dungssituationen gewöhnlich nicht über alle möglichen Risiken Infor-
mationen einholen können, sorgt die Kenntnis von Personen für das 
nötige Vertrauen, mit dem Unwägbarkeiten überbrückt werden.33 Um 
mit AnLhony Giddens zu sprechen: Vertrauen ist „gesichtsabhängig“.36 
Bei Krupp hatten dementsprechend auffällig viele Führungspersonen 
berufliche Erfahrungen in der Ministerialbürokratie gesammelt, aus der 
sie enge Kontakte mitbrachten. So hatte der Vorsitzende des Direktori-
ums Hugenberg, bevor er 1909 zum Unternehmen kam, im preußischen 
Finanzministerium gearbeitet, der Aufsichtsratsvorsitzende und Quasi- 
Besitzer Gustav Krupp von Bohlen und Haibach seine Karriere eben-
so im Auswärtigen Amt begonnen wie die Direktoren Eccius und 
Muehlon, und Direktor Max Dreger war früher als Hauptmann;Dezer-
nent für Feuerwaffen im Kriegsministerium gewesen.37 Die personelle 
Verflechtung zwischen Bürokratie und Untemehmensführung war so-
mit eng.

Um einen fortwährend direkten und persönlichen Kontakt zu den 
Ministerien und Behörden zu pflegen, verfügte das Essener Unterneh-
men über ein Berliner Büro, dessen Arbeit seit 1900 intensiviert 
wurde.38 Denn während die Krupp AG insbesondere bei Lieferungen

34 Heidrim H olzbach, Das „System Hugenberg“. D ie Organisation bürgerlicher 
Sammlungspolitik vor dem Aufstieg der NSDAP. Stuttgart 1981, 54.
35 VgL bes. die Artikel in: Martin H artm ann/Claus Offe (Hrsg.), Vertrauen. D ie  
Grundlage des sozialen Zusammenhalts. Frankfurt um Main 200 [.
36 Anthony Giddens, Konsequenzen der Moderne. Frankfurt am Main 1995, 102f.
37 Dies stellte bereits mit kritischem Gestus fest: Bernhard Menne, Krupp. 
Deutschlands Kanonenkönige. Zürich 1936, 273 f.
38 Zur Arbeit des Büros vgl. Aussage Eccius, Untersuchungsrichter 15. 2. 1913, in: 
HAK, WA 4/1414, 125.
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für die Artillerie zunächst eine gewisse Monopolstellung hatte, stand 
säe nun neuer Konkurrenz gegenüber -  besonders von der „Rheinischen 
Metallwaren- und Maschinenfabrik Düsseldorf-Derendorf“ des Groß-
unternehmers Heinrich Ehrhardt. Zwischen 1907 und 1909 stagnierten 
die gewaltigen Gewinne der letzten Jahre.39 Nachdem 1905 die stürmi-
schen Reichstagsdebatten über Krupps Monopolstellung die Geschäfte 
mit dem Staat zusätzlich zu erschweren drohten, reagierte das Unter-
nehmen in zweifacher Weise: Einerseits kaufte es über Mittelsmänner 
heimlich Aktien der „Rheinischen Metallwaren- und Maschinenfa-
brik“. 1909 besaß Krupp dadurch bereits eine Majorität, die aus Ge-
heimhaltungsgründen nicht ausgespielt, aber zur heimlichen Informa-
tion benutzt wurde.40 Andererseits beschloß Krupp, den Kontakt zu der 
Berliner Ministerialbürokratie auszubauen. Hierfür stellte man 1906 
Maximilian Brandt als Berliner „Bureauvorsteher“ ein, der bislang in 
Essen als Vorsteher des Rechnungs- und Preisbüros für Kriegsmateria-
lien beschäftigt war. Brandt erschien für die Aufgabe besonders quali-
fiziert, weil der Offizier, Zeugfeldwebel und Oberfeuerwerker IS94 bis 
1898 bei der Berliner Depotverwaltung der Artilierieprüfungskommis- 
sion gearbeitet und dort unter anderem den Schriftwechsel über die Lie-
ferung und Verwendung des Artilleriematerials geführt hatte. Damit 
kam Brandt genau aus jenem Amt, das maßgeblich Aufträge koordi-
nierte, die seinen neuen Arbeitgeber interessierten 41 Seine potentiellen 
Informanten kannte er vielfach von der gemeinsamen Ausbildung zum 
Feuerwerker.42

Der Direktor von Krupps Berliner Büro, von Schütz, ermunterte 
Brandt sogleich, sich bei seinen ehemaligen Kameraden in der Militär-
bürokratie über die Angebote der Konkurrenz umzuhören. Er solle mit 
diesen mal ein Bier oder eine Flasche Wein trinken, um die Preise der 
Mitbewerber zu erfahren. Tatsächlich lud Brandt nun mit zunehmender 
Regelmäßigkeit seine ehemaligen Kollegen in Gaststätten oder zu sich 
nach Hause ein. Er führte sie auf Krupps Kosten ins Theater aus. traf sie 
zum Musizieren oder gewährte ihnen kleinere Darlehen, die er mitunter 
erließ 43 Darüber hinaus knüpfte er über das gesellige Kameradschafts-

39 Vgl. zur Umsatzentwicklung: Gail, Krupp (wie Anm. 10), 321.
40 Ebd. 323.
41 Vgl. Personalakte Brandt in: HAK, WA 131/417.
42 Prozeßprotokoll in: NAZ I. 8. 1913, Nr. 179. 2.
43 Vgi. Rechtsgutachten Prof. Liszt (der Verteidigung) und Urteilsbegründung, in: 
HAK, WA 4/1415, 226.
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netz neue Kontakte -  wie bei den Kegelabenden der Feuerwerker, die er 
regelmäßig besuchte. Dort lernte er etwa den Zeugleutnant Tilian ken-
nen, den er beim Nachhauseweg nach dem Kegeln erstmals beiläufig 
fragte, ob er ihm die Preise der Konkurrenz mitteilen könne, weil 
Krupp dann viel Geld sparen würde.44

Der Untemehmensangestellte baute folglich über den geselligen Ver-
kehr Vertrauensverhältnisse auf, die, wie die sozialwissenschaftliche 
Konruptionsforschung feststellt, zur Überbrückung von Risiken nötig 
sind. Diese präkorruptive Beziehung senkte vor allem die Hemm-
schwelle für die Initialsituation des korrupten Aktes.45 Nachdem Krupp 
auf diese Weise einen Achsenauftrag durch knappes Unterbieten von 
Ehrhardts „Rheinmetall“ erhalten hatte46, spielten sich seit 1907 feste 
Gelegenheitsstrukturen ein, um sich im geselligen Beisammensein mit 
den Staatsdienern Informationen über die Konkurrenten einzuholen. 
Mindestens acht Angehörige der Feldzeugmeisterei, der Artillerieprü-
fungskommission und der Abteilung des Kriegsministeriums für die 
Fuß- und Feldartillerie traf der Kruppangestellte regelmäßig in Gast-
stätten. Die korrupte Handlung veralltäglichte sich durch Routine. Als 
Kostenerstattung gewährte ihm das Direktorium 1906 über einen Dis-
positionsfonds jährliche Pauschalen von 2000 Mark, für „Ausgaben, 
die für die Bewirtung seiner Freunde, teils zu Hause teils an dritten 
Orten entstanden sind“.47 Gleichzeitig fügte sein Vorgesetzter Schütz 
als Absicherung in seinem Bericht an das Essener Direktorium hinzu: 
„Direkte Geldgeschenke macht er prinzipiell nicht, wie er mir aufs 
Wort versichert hat. [...] Bezüglich der Berichte gestatte ich mir, Ihre 
Aufmerksamkeit auf die Preise der Conkurrenz zu lenken.“48 Das Esse-
ner Direktorium schien zumindest so überzeugt von diesem Nachrich-
tendienst, daß es weitere Gehaltserhöhungen und Gratifikationen ge-
währte. Brandts Gehalt stieg in den nächsten Jahren dadurch schnell 
auf insgesamt 12000 Mark, wovon ab 1909 3500 Mark als Pauschale 
für seine „Sonderausgaben“ veranschlagt waren, um eine verfängliche 
Aufstellung von Einzelkosten zu vermeiden.49 Inklusive der Pauschale

44 Urteilsbegründung, in: HAK, WA 4/1415.
45 Vgl. zu den Begriff!ichkeiten: Christian Höfßing, Korruption als soziale B ezie-
hung. Opladen 2002, 66, S7 u. 115.
46 Aktennotiz N. B. 2. 3. 1913, in: HAK, WA 4/1414, 6.
47 Schulz an Rötger, 6. 10. 1906, in: HAK, WA 131/417.
48 Ebd.
49 D ie 12000 Mark bestanden aus 6500 Mark Grundgehalt, 2000 Mark Gratifika-
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verdiente der Krupp-Angestellte folglich offiziell so viel wie ein Spit-
zenbeamter (Reichsstaatsanwalt oder Vortragender Rat) -  und bis zu 
acht Mal so viel wie seine angeklagten früheren Kameraden von der 
Heeres venvaltung.50

Bemerkenswert ist, daß die korrupte Informationsvermittlung kei-
neswegs heimlich stattfand. Der Firmenvertreter traf sich vielmehr mit 
zahlreichen Offizieren an öffentlichen Orten. Innerhalb der Behörden 
dürften diese Treffen also allgemein bekannt gewesen sein. Dennoch 
gibt es keine Hinweise, daß diese Staatsdiener im Kreis ihrer Kollegen 
auf die Treffen angesprochen wurden oder gar kritische Verwarnungen 
erhielten. Insofern ist davon auszugehen, daß diese Form der Infor-
mationsvermittlung zwischen Staat und Unternehmen innerhalb ihrer 
Behörden tolerierbar erschien.

Im Unterschied zu Korruptionsfällen der jüngsten Zeitgeschichte 
spielten materielle Motive auf der Seite der Offiziere offensichtlich 
eine relativ untergeordnete Rolle. Zumindest war bemerkenswert, für 
welch kleine Summen die Staatsdiener regelmäßig Dienstgeheimnisse 
verrieten. Einige erhielten nur Essenseinladungen oder Theaterkarten. 
Andere bekamen zudem Beträge von zehn bis zwanzig Mark für beson-
ders interessante Nachrichten. Außerdem machte Brandt zu Weihnach-
ten regelmäßig Geldgeschenke von bis etwa 100 Mark pro Person51, 
was immerhin dem halben Monatslohn vieler Offiziere entsprach. Die 
höheren Darlehen von etwa 1000 Mark, die Brandt vergab, wurden in 
der Regel zurückgezahlt.52 Wie die anfangs noch geführten Einzelauf-
stellungen Brandts belegen, kam er dementsprechend bei seinem Kon-
takt mit mindestens acht Zeugoffizieren mit durchschnittlich 200 bis 
250 Mark pro Monat aus.53 Vermutlich konnte das Informationssystem 
gerade deshalb so lange funktionieren, weil es sich um kleinere und

tionen und 3500 Mark Pauschale. Metzen an Eccius 7. 9. 1909 (Abschrift in Urteil), 
in: HAK, WA 4 /1415 ,271; Vermerk Marquardt 14. 9. 1909, in: HAK, WA 131/417; 
sow ie; HAK, WA 4/1415, 176.
50 Nach den Gerichtsaussagen betrug das Einkommen der Angeklagten zwischen  
1300 und 3600 Mark. Statistiken über die allgem einen BeamtengehUIter in: Bernd  
Wunder, Geschichte der Bürokratie in Deutschland. Frankfurt am Main 1986, 104 f.
51 Prozeßprotokoll in: N A Z 2. 8. 1913, Nr. 180, 3.
52 Urteilsbegründung in: HAK, WA 4/1415. A bw egig ist daher die von William  
Manchester ohne Quellenbeleg angeführte Behauptung, acht „Marineoffiziere“ 
hätten 5 0 0 0 0  Mark erhalten und ein Offizier der Heeresartillerie 13000 Mark; 
M anchester; Krupp (wie Anm. 10), 269.
53 Schütz an R ötger26. 4. 1907, in: HAK. WA 131/417.
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regelmäßige Geldleistungen handelte. Hätte Brandt größere Summen 
im dreistelligen Bereich gezahlt, wäre dies eher öffentlich geworden. 
Denn wie im Prozeß bekannt wurde, hatten bereits Geschenke von rund 
20 Mark bei mindestens einem Offizier dazu geführt, daß ihn eine ver-
lassene Geliebte mit der Auslösung eines „Weltskandals“ erpreßte.54

Was war also das Movens für die korrupten Handlungen der Offi-
ziere, sich für relativ kleine Beträge über ihren Diensteid und dienstli-
che Verfügungen hinwegzusetzen? Entscheidend waren vor allem die 
gesellige Situation, das kameradschaftliche Vertrauen unter Offizieren 
und die persönliche Aufwertung, die jeder Informant durch seine Tätig-
keit erfuhr. Weniger die Zahlungen als das persönliche Vertrauensver-
hältnis ermöglichte, daß die Indiskretionen so regelmäßig fließen konn-
ten. Wie bei den späteren Gerichtsverhandlungen deutlich wurde, traf 
sich Brandt nahezu jede Woche, mitunter immer an denselben Wochen-
tagen, mit den einzelnen Beamten und Staatsangestellten, die das Un-
ternehmen so fortwährend auf dem Laufenden hielten. Der Kruppange-
stellte genoß gegenüber seinen alten Kameraden ein hohes Prestige, 
weil er es zu einer hochdotierten, angesehenen Stellung gebracht hatte, 
aber weiterhin mit ihnen kegelte und Bier trank. Die Belohnung für ihre 
Informationen bekamen sie dabei seltener als direkte Gegenleistung, 
sondern eher beiläufig, etwa zu den Geburtstagen der Kinder. In den of-
fiziellen Büros trafen sie sich dagegen nie. Der korrupte Akt war somit 
in eine gesellige Stimmung eingebettet, die ihm das Aussehen des Ver-
botenen nahm und Hemmschwellen senkte. Die persönliche Loyalität 
gegenüber Brandt war so groß, daß ausscheidende Offiziere sogar ihre 
Nachfolger darauf einstimmten, Brandt die nötigen Informationen zu 
übermitteln.

Ein weiteres Movens für die korrupte Handlung war die Hoffnung 
auf längerfristige Vorteile. Die Offiziere erhofften sich durch das Ver-
trauensverhältnis zu dem Kruppangestellten eine ähnliche Karriere bei 
dem Unternehmen. Ihre Aussagen vor dem Militärgericht belegen, daß 
Brandt ihnen verschiedentlich Aussichten eröffnete, zu Krupp wech-
seln zu können, was in mindestens einem Fall tatsächlich durch sein 
Gutachten gelang.55 Die im Kaiserreich deutlich wachsende Kluft zwi-
schen den Staats- und Wirtschaftsgehältem zeigte hier ihre Folgen.

54 Prozeßprotokoll in: NAZ 6. 8. 1913. Nr. 183, 4.
55 Der Zeugfeldwebel Richard Droese wechselte 1907 zu Krupp nach Essen; Pro- 
zeßprotokoll in: NAZ 2. S. 1913, Nr. 179,3 .

http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.652

Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



F. Bösch, Krupps „ Kormvalzer'

Denn obgleich die Lohnentwicklung bei den unteren und mittleren Be-
amten der allgemeinen Lohnerhöhung entsprach, gewährte ein Wirt- 
schaftsuntemehmen wie Krupp für Angestellte ohne Studium deutlich 
bessere Aufstiegschancen.

Aus den späteren Prozeßaussagen läßt sich nur ein gering entwickel-
tes Unrechtsbewußtsein herauslesen, das den leichtfertigen Geheimnis-
verrat ebenfalls erklärt. Die Beamten sahen Krupp als Teil des Staates 
an, weshalb sie die Indiskretionen weniger als Vergehen und Verrat 
nach außen betrachteten. „Ich habe es nur getan, weil ich bei der ganzen 
Stellung der Finna Krupp das Gefühl hatte, Krupp und der Staat seien 
eins“, sagte etwa ein Angeklagter aus.56 In gewisser Weise spiegelte 
sich bei den Offizieren jenes enge Vertrauensverhältnis wider, das der 
Kaiser öffentlich der Unternehmensleitung entgegengebracht hatte. 
Gerade die in Gegenwart des Kaisers erfolgte große „Jahrhundertfeier“ 
Krupps 1912 hatte bei ihnen den Eindruck verstärkt, gegenüber dem 
Unternehmen gäbe es keine Geheimnisse.57 Nicht minder bedeutsam 
war der Glaube, im Interesse des Staates zu handeln, da ihre Angaben 
vordergründig zur Kostensenkung beizutragen schienen. Auch wenn 
derartige Aussagen sicher zugleich Schutzbehauptungen waren, zeigen 
sie doch spezifische Rationalisierungsmuster, die die korrupte Hand-
lung erst ermöglichten. Trotz dieser entlastenden Wahrnehmungen han-
delte es sich allerdings zweifelsohne um Korruption, da die Amtsge-
walt durch private Vorteilsnahme mißbraucht wurde.

Brandt schickte die Informationen aus der Heeresverwaltung unmit-
telbar an das Essener Direktorium. Wie sein Notizbuch zeigte, entstan-
den so wöchentlich mehrere „Kornwalzer“, wie die Berichte im Fir-
mencode zur Verschleierung bezeichnet wurden. Ihre Gesamtzahl 
schätzte der Staatsanwalt auf etwa 1500.58 Die Berichte wurden zu-
meist nicht unterschrieben und ohne Adresse, nur mit der Aufschrift 
„geheim“, mit anderen Briefen in einem Umschlag zusammengefügt 
nach Essen gebracht. Beide Seiten waren sich also über den konspirati-
ven Charakter der Sendung bewußt. Vorne auf dem Gesamtumschlag

Prozeßaussagen B.Z. 31. 7. 1913, Nr. 177 und Vossische Zeitung 1. 8. 1913, Nr. 
386, 1.
57 Aussage Angeklagter Hoge, zit. nach: Prozeßprotakoli in: NAZ 2. 8. 1913, Nr.
180,3 .
58 Für die Zeit zwischen 1910 und 1912 waren immerhin die erwähnten 741 
Exemplare überliefert; Plädoyer Staatsanwalt abgedruckt in: N A Z 9. 11. 1913, Nr. 
265, 4.
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stand die Adresse der Person, in dessen Hände der Brief gelangen 
sollte. Dies waren zunächst vor allem Direktor Rötger, Direktionsassi-
stent Mouths und der Handlungsbevollmächtigte Dewitz.59 Darüber 
hinaus wurden die Kornwalzer auch von anderen Direktoren gele-
sen, wie die gelegentlichen Abzeichnungen von Hugenberg, Eccius, 
Muehlon oder Ehrensberger zeigen. Über die Komwalzer hinaus wur-
den in Brandts Büro zudem weitere Berichte gefunden, die Vermerke 
wie „aus dem Kriegsministerium“ oder „aus dem Reichs marineamt“ 
trugen.60

Die Komwalzer gewährten der Fried. Krupp AG vor allem in fünf 
Bereichen Wettbewerbs vorteile. Sie führten erstens die Preisangebote 
von Konkurrenten wie der Phoenix oder der Rheinischen Metallwaren- 
und Maschinenfabrik auf, so daß Krupp seine Preise leicht unter diese 
Margen senken konnte.61 Die dabei übermittelten tabellarischen Aufli-
stungen belegen, daß die Offiziere nicht nur beiläufig Zahlen ausplau-
derten, sondern systematisch ganze Dokumente vorher kopierten. 
Zweitens berichteten die Komwalzer sowohl über die Konstruktionen 
der Konkurrenz als auch über deren Vorführungen. Krupp erfuhr auf 
diese Weise technische Daten, Stärken und Schwächen der Umsetzung 
und die Einschätzungen der Offiziere.62 Drittens übermittelten die 
Schreiben, nach welchen Kriterien sich die Heeresverwaltung jeweils 
für bestimmte Produkte entschieden hatte und wie sie die Aufträge auf-
teilte. Das ermöglichte eine bessere Vorbereitung für spätere Ange-
bote.63 Viertens erfuhr Krupp von Lieferschwierigkeiten der Konkur-
renz, so daß die Firma im Bedarfsfall ihre Produktpalette darauf ein-
stellen konnte.64 Und fünftens enthielten die Berichte Informationen 
über die zukünftigen Bedürfnisse der Militärs. So enthielt ein Komwal-
zer Aktenstücke über die nötigen Lieferungen im Mobilmachungs-
fall.65 Insgesamt machte das Kriegsministerium in einem späteren Gut-

59 Urteilsbegründung, in: HAK, WA 4/1415, 232.
60 Aussage des untersuchenden Polizeirats, Prozeßprotokoll Vossische Zeitung
1 .8 . 1913, Nr. 386, 2.
61 V gl. etwa: Aktennotiz N.B. 2. 3. 1913, in: HAK, WA 4/1414. 6. Da die Kom-
walzer selbst nicht überliefert sind, müssen ihre Inhalte vor allem aus den Gerichts-
akten rekonstruiert werden.
62 Vgl. etwa: Justizrat Gordon an K önigliches Landgericht 10. 9. 1913, in: HAK, 
WA 4/1415.
63 Erklärung Eccius 15. 2. 1913, in: HAK, WA 4/1414, 143 f.
64 Staatsanwalt 4. 6. 1913, in: HAK, WA 4/1414, 154-156.

ln: Steinm etz an Muehlon 2 7 .2 . 1914, in: HAK, WA 4/1672.
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achten 32 „Gegenstände“ aus, „deren Geheimhaltung im Interesse der 
Landesverteidigung erforderlich ist“.

Die angedeuteten Inhalte unterstreichen, daß man die durch die 
Kornwalzer gesteigerte Gewinnmarge selbst bei Überlieferung aller 
Berichte sicherlich nicht genau beziffern könnte. Die Mitteilungen 
gaben Krupp vielmehr einen allgemeinen Informationsvorsprung, der 
gerade im Vorfeld der Kriegsmobilisierung und steigenden Rüstungs-
produktion von großer Bedeutung war. Die Inhalte der Berichte und 
ihre äußerst geheime Übersendung belegen, daß das Krupp-Direkto-
rium durchaus um ihre Brisanz wußte. Auch im Berliner Büro war man 
sich zunehmend des Risikos bewußt. So äußerte Brandt seit 1910 mehr-
fach Gewissensbisse, die dann aber durch weitere Gehaltserhöhungen 
beruhigt werden konnten.66 Daß das Unternehmen dieses hohe Risiko 
einging, wird man sicherlich nicht allein mit dem Ökonomischen Ziel 
der Gewinnmaximierung deuten können. Die illegale Informationsbe-
schaffung erklärt sich vermutlich ebenso aus einem distanzierten Ver-
hältnis gegenüber einem freien Wettbewerb, das sich seit dem späten 
19. Jahrhundert verstärkt in Kartellen und korporativen Strukturen nie-
derschlug. Die gleichzeitige Verflechtung zwischen Staat und Unter-
nehmen und das Aufbrechen der Monopolstellung durch neue Wettbe-
werber förderten ebenfalls das Aufkommen korrupter Praktiken. Natür-
lich war es allgemein üblich, daß Untemehmensangestellte Kontakte zu 
öffentlichen Auftraggebern hielten und Informationen an die Firmen-
leitung übermittelten. Dementsprechend lassen sich auch in den Krupp- 
Akten andere Berichte von Mitarbeitern ausmachen, die Neuigkeiten 
oder Gerüchte übermittelten.67 Ebenso war es nicht ungewöhnlich, bei 
Geschäften mit dem Ausland Bestechungsgelder zu offerieren.68 Die

66 Sein Grundgehalt stieg neben der vorher erwähnten Erhöhung 1912 um 500 M., 
zudem wurden ihm, um ihn langfristig zu binden, 1000 M. jährliche Gratifikatio-
nen versprochen, die er in zehn Jahren erhalten sollte; Aktenvermerk, in: HAK, 
WA 4/1415, 176; Direktorium Fried. Krupp 14.9 . 1909, in: HAK, WA 131/417; 
Metzen an Eccius 20. 12. 1910 (Abschrift im Urteil), in: HAK, WA 4/1415, 271, 
und Aktennotiz N.B. 2. 3. 1913, in: HAK, WA 4/1414, 8.
67 Vg!. etwa die M eldung vom 17. 11. 1908 und 15. 1. 1909, in: HAK, FAH 4 
E 58a.
68 V gl. hier die kritischen Erinnerungen des Krupp-Direktors Wilhelm Muehlon, 
Ein Fremder im eigenen Land. Erinnerungen und Tagebuch-Aufzeichnungen eines 
Krupp-Direktors 1908-1914. Bremen 1989, 70. Obwohl Muehlons Aufzeichnun-
gen immer wieder Ausführungen zur Kornwalzer-Affäre andeuten, fehlt leider 
genau dieses Kapitel in dem fragmentarischen Text.
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Komwalzer hatten jedoch eine völlig andere Qualität. Sie beruhten 
nicht auf vagen Andeutungen, sondern auf regelmäßigen, detaillierten 
Informationen aus der deutschen Verwaltung, die durch materielle Vor- 
teilsnahme erlangt worden waren. Sie beruhten nicht nur auf beiläufi-
gen mündlichen Mitteilungen, sondern auf abgeschriebenen Listen 
oder vorgelegten Geschäftsbüchern, die Brandt für seine Berichte er-
hielt. Insofern hatte die Aufdeckung dieses Amtsmißbrauchs tatsäch-
lich das Potenzial für den bislang bedeutendsten deutschen Beste-
chungsskandal.

HL Aufdeckung und Veröffentlichung

Die Komwalzer gelangten nur durch einen Zufall an das Licht der Öf-
fentlichkeit. Karl Liebknecht hatte das Paket mit den Komwalzem von 
dem seit 1910 amtierenden Direktor des Berliner Krupp-Büros von 
Metzen erhalten, der im September 1912 entlassen worden war. In 
seinem anonymen Begleitbrief hatte Metzen ausführlich und zugespitzt 
die Praktiken des Unternehmens beschrieben, um Liebknecht zu mobi-
lisieren.69 Daß Enthüllungen von einem im Streit entlassenen Mitarbei-
ter aus Rache angestoßen wurden, war recht typisch. So hatte auch Erz-
berger bei seinen Kolonialenthüllungen seine Informationen vor allem 
von Beamten erhalten, die mit Disziplinarverfahren belastet wurden,70 
Ebenso entwickelte sich der zeitlich parallel zum Fall Krupp auftre-
tende britische „Canteen-Scandal“ aus einem Prozeß gegen einen ehe-
maligen Mitarbeiter.71 Dabei sahen die Entlassenen die Politiker als 
Transportmittel an, um die Indiskretionen über die Medien zu verbrei-
ten. Dagegen blieb der gezielte Verkauf von geheimen Unterlagen an 
die Presse, wie er auch diesmal zunächst vermutet wurde, de facto die 
Ausnahme 72 Ihre Fähigkeit, direkt Skandale auszulösen, wurde offen-
sichtlich nicht vergleichbar groß eingeschätzt.

69 Anonym  an Liebknecht, in: Erster Staatsanwalt an Justizminister 6. 2 . J 913, in: 
GStA, HA I Rep. 84, 5a Bd. 1. Metzen selbst leugnete die Zusendung an Lieb-
knecht vor Gericht und gab Brandt die Schuld. Allerdings stimmen die Berichte mit 
den heimlich kopierten Exemplaren von M etzen überein.
70 Zur Entlassung von Erzbergers Hauptinformanten Poeplau und Wistuba, vgl.: 
Bericht Auswärtiges Amt an Reichskanzler. 30. 1. 1903, in: BAB, R 43 945. 7 ff.; 
Bericht Koioniaiamt 5. 2. 1905, in: ebd. 22 ff.
71 Vgt. Times 19. I. 1914, 4; in Deutschland wurde er als Parallelfall rezipiert: 
„Lipton, das ist der englische Krupp“, Vorwärts 25. I. 1914, 1.
72 Zu den Vermutungen, die K om walzer seien per Verkauf, von Thyssen oder
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Der Grund für die Entlassung des Berliner Büroleiters stand bezeich-
nender Weise mit einem anderen Fall von Amtsmißbrauch in Verbin-
dung: Von Metzen hatte 1912 in einem geheimen Vertrag versprochen, 
für 40000 Mark auf die ihm angetragene Firmenvertretung Krupps in 
Italien zu verzichten und dafür einen anderen Interessenten bei der Fir-
menleitung zu empfehlen.73 Inwieweit diese Form des geradezu früh-
neuzeitlichen Ämterkaufes noch um 1900 vorkam, ist unklar. Bezeich-
nend ist zumindest, wie selbstverständlich die beiden Beteiligten einen 
schriftlichen Vertrag dafür aufsetzten. Für das Direktorium war damit 
eigentlich absehbar, daß dieser Angestellte ein Sicherheitsrisiko war, 
zumal Metzen bereits vor seiner Entlassung der Unternehmensleitung 
gegenüber Brandts Tätigkeit als Spionage und sein Gehalt als Schwei-
gegeld bezeichnet hatte.74 Als Metzen bei seiner Entlassung drohte, das 
Ganze öffentlich zu machen, reagierte das Direktorium nur halbherzig 
mit einem absichemden Anschreiben an Brandt. Darin fixierten sie, 
„daß er zur Erlangung seiner kleinen Informationen nur Mittel und 
Wege benutzt, die einem redlichen Geschäftsgebaren entsprechen“.75 
Zudem sollten seine Kornwalzer nun registriert werden.

Karl Liebknecht stand in keiner Beziehung zu dem Büroleiter von 
Metzen, sondern wurde von dem entlassenen Krupp-Angestellten eher 
strategisch ausgewählt. Liebknecht war zwar erst seit 1912 Reichstags-
abgeordneter, aber seit vielen Jahren als kompromißloser Gegner von 
Militarismus und Aufrüstung bekannt, wozu insbesondere seine Schrift 
„Militarismus und Antimilitarismus“ und seine anschließende Verurtei-
lung beigetragen hatten.76 Bei diesem jungen Abgeordneten vom lin-
ken SPD-Flügel schien von Metzen am ehesten eine wirkungsmächtige 
Skandalisierung zu erwarten.

Erklärungsbedürftig erscheint, warum Liebknecht das Material nicht 
sofort veröffentlichte, etwa mit einem Enthüllungsartikel im Vorwärts.

durch Erzberger an Liebknecht gekommen, vgl.: Söntgen an Schnabel o. D. in: 
HAK, WA 4/1414, 220, und Prozeßprotokoll NAZ 2. 11. 1913, Nr. 259, 7.
73 Abkommen 2 7 .6 . 1912 (Abschrift), in: HAK, WA 4/1414, 54; Urteil 2 6 .9 .  
1913, in: HAK, WA 4/14.15; Kündigung: Direktorium Fried. Krupp AG an Metzen 
17. 9. 1912 (Abschrift), in: HAK. WA 4/1414, 122.
74 B rief 22. 6. 1912. Anlage Lövvenstein an Untersuchungsrichter 26. 4. 1913, in: 
HAK, WA 4/1414.
75 Beschluß Direktorium 25. 10. ¡912, gez. Dreger in: HAK, WA 4/1414; Akten-
notiz Dreger 25. i0 . 1912 in Urteilsbegründung, in: HAK. WA 4/1415, 279.
76 Vgl. einführend: H elm ut Trotnow, Karl Liebknecht. Eine politische Biographie. 
Köln 1980, 90.
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Vermutlich wollte er austesten, ob das Ministerium gegen Krupp vor-
ging, um dann entweder gegen die Untätigkeit oder im Zuge des Pro-
zesses öffentlich zu agieren. Zudem mußte Liebknecht davon aus-
gehen, eventuell in eine Falle zu treten, die die Enthüllungspolitik der 
SPD zu diskreditieren versuchte. Einer derartigen Fälschung war der 
Vorwärts beispielsweise 1903 aufgesessen, als eine angeblich vertrau-
enswürdige Quelle berichtete, daß der Kaiser sich eine „Fluchtinsel“ 
ausbauen wolle. Liebknecht kannte diesen Fall gut, da er die Redak-
teure anschließend als Anwalt vertreten hatte.77 Daß Liebknecht die 
Kornwalzer zunächst nur von dem Kriegsministerium prüfen ließ, 
konnte seine Position auch im Falle einer späteren Enthüllung aufwer-
ten, da er so nicht selbst des leichtfertigen Geheimnisverrats bezichtigt 
werden konnte. Bemerkenswerter Weise kam es durch die Übergabe 
vielmehr zu einer unüblichen Zusammenarbeit zwischen Sozialdemo-
kratie und dem Kriegsministerium, die die Rechte nach der Veröffentli-
chung anprangerte.

Die daraufhin geführten Ermittlungen, Observierungen und Durch-
suchungen der Essener Firmenleitung belegen, daß die von Liebknecht 
postulierte Kooperation zwischen Reichsleitung, Justiz und Großunter-
nehmen durchaus Grenzen kannte. Das Krupp-Direktorium wurde voll-
kommen von den Beschlagnahmungen überrascht. Zugleich mußten 
die Ermittlungsbehörden und der Reichsminister feststellen, in welch 
hohem Maße Liebknechts scheinbare Verschwörungstheorien zutrafen. 
Wie schwerwiegend selbst Regierung und Justiz die Tat einschätzten, 
zeigt sich in den deutlichen Formulierungen, die der Staatsanwalt, der 
Justizminister und der Kriegsminister selbst gegenüber dem Kaiser ver-
wandten: Sie sprachen intern vom Verrat militärischer Geheimnisse 
durch verbrecherische Methoden.78 Die frühe und umfassende Infor-
mierung des Kaisers sollte zweifelsohne verhindern, daß Wilhelm sich 
nicht wie beim Capri-Skandal 1902 erneut mit zu großer Verve vor 
Krupp stellte.79 Statt dessen setzten Justiz, Reichsleitung und Unter-

77 V gl. Vorwärts 16 .-18. 8. 1903. D er Prozeßbericht über den „Kaiserinsel-Fail“ 
findet sich gedruckt bei: Hugo Friedlaimder, Interessante Kriminal-Prozesse von 
kulturhistorischer Bedeutung. Bd. 6. Berlin 1912, 82 -9 6 .
78 Vgi. Erster Staatsanwalt an Justizminister 6. 2. 1913, Kriegsminister an Wilhelm
II. 7. 2. 1913, Justizminister an W ilhelm II. 13. 2. 1913. alle in: GStA, HA I Rep. 
84, 5a Bd. I.
79 Nachdem Friedrich Alfred Krupp am 22. 11. 1902 eine Woche nach den H om o-
sexualitätsvorwürfen im Vorwärts verstorben war, hatte Wilhelm II. bei dessen

http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.652

Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



F. Bösch, Krupps „ K ornw alzer“ 357

nehmensführung auf ein Stillschweigen: Die Offiziere und der Krupp-
angestellte wurden zwar verhaftet, aber dies wurde nicht öffentlich ge-
m acht

Insofern richtete sich Liebknechts Enthüllung im Reichstag weniger 
gegen die Untätigkeit der Justiz, sondern gegen die Geheimhaltung der 
Ermittlungen. Der Zeitpunkt, zu dem der Sozialdemokrat sein Wissen 
dem Parlament präsentierte, war gut kalkuliert. Am 18. April 1913 dis-
kutierte der Reichstag gerade den Wehretat. Um die Öffentliche Mei-
nung einzunehmen, setzten die Parteien auf unterschiedlichste mediale 
Strategien. Während die Nationalliberalen etwa über eine Sonderaus-
gabe der „Illustrierten Zeitung“ mit Militärfotos Stimmung machten, 
versuchte die SPD mit vielfältigen sensationellen Enthüllungen gegen 
die Erhöhung der Militärausgaben vorzugehen. Der Vorwärts veröf-
fentlichte Dokumente über Preisabsprachen bei der Waffenproduktion, 
und Liebknecht benannte detailliert deutsche Rüstungsuntemehmen, 
die sich „unpatriotisch“ durch Waffenlieferungen ans Ausland berei-
cherten und gezielt falsche Meldungen in der französischen Presse lan-
cierten, um die Aufrüstung voranzutreiben.80 Im Reichstag präsentierte 
Liebknecht seine Vorwürfe zunächst mit einer taktisch klugen Zurück-
haltung. Er lobte das Durchgreifen des Kriegsministers und ermutigte 
ihn, weiter energisch zu handeln. Erst in der weiteren Debatte am näch-
sten Tag spitzte er seine Anklage auf die vielbeachtete Bezeichnung 
„Panama“ zu. Entscheidend für die intensive öffentliche Rezeption war 
vor allem, daß Liebknecht auf die laufenden Ermittlungen und Verhaf-
tungen verweisen konnte. Dies beglaubigte seine Enthüllungen und 
zwang die politischen Gegner, die Anschuldigungen ernst zu nehmen. 
Seine Strategie, auf eine sofortige Offenlegung zu verzichten, ging so-
mit auf.

IV. Erste Reaktionen

Die Vorwürfe führten sofort zu einer polarisierten Debatte, die den 
Reichstag und die breitere Öffentlichkeit über ein halbes Jahr intensiv 
beschäftigte. Kriegs minister von Heeringen gab in seiner knappen Ent-

Beerdigung eine Rede gegen die SPD gehalten, die dem Skandal eine neue Dyna-
mik zugunsten der SPD gab; vgl. zur öffentlichen Reaktion: Wolbring. Krupp (wie  
Anm. 29), 253 -306 .
80 Verhandlungen des Reichstages, XIII. Leg., I. Sess., 143. Sitz., 18 .4 . 1913, 
Bd. 289. Berlin 1 9 1 3 ,4910-4913 .
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gegnung zwar die laufenden Ermittlungen zu, bestritt aber den Verrat 
von militärischen Geheimnissen und lobte die Verdienste Krupps. Um 
die Debatte zu deeskalieren, verwandten der Minister ebenso wie an-
dere Repräsentanten der politischen Rechten eine Argumentationsfigur, 
die im Kaiserreich immer wieder angeführt wurde: Da das Verfahren 
nicht abgeschlossen sei, dürfe man sich zu den Vorfällen nicht Öffent-
lich äußern.81 Damit wurde die Justiz, und nicht die öffentliche Mei-
nung, als einzig legitime Bewertungsinstanz beschworen, um die 
Anschuldigungen der Mitte-Links Parteien aufzufangen. Entsprechend 
defensiv kommentierte der Kriegsminister auch am nächsten Tag die 
gerichtliche Untersuchung im Reichstag: „Erstens geht sie mich nichts 
an, und zweitens weiß ich tatsächlich nicht, wie sie tatsächlich steht“.82 
Gerade diese Mischung aus Zurückhaltung und Unkenntnis erschien je -
doch so unzeitgemäß, daß sie maßgeblich zum Rücktritt des Ministers 
einige Monate später beitrug. Denn alle Parteien, von der Linken über 
die Nationalliberalen bis hin zur äußersten Rechten betonten, man 
müsse, wenn die Vergehen zuträfen, mit „eiserner Strenge“ gegen sie 
vorgehen. Dementsprechend erwarteten sie von der Regierung eine 
klare Stellungnahme. Die kollektive Empörung des Reichstags gegen 
die Rüstungsuntemehmen insgesamt ging sogar so weit, daß eine von 
den Nationalliberalen und vom Zentrum eingebrachte Resolution ange-
nommen wurde, die forderte, „daß die Beschaffung des Kriegsmateri-
als tunlichst durch die reichseigenen technischen Institute erfolgen“ 
sollte.83 Damit wurde durch den Bestechungsskandal die sozialdemo-
kratische Forderung nach einer staatlichen Rüstungsproduktion kon-
sensfähiger.

Taktisch klüger war hingegen die nach einigen Tagen erfolgte An-
kündigung der Reichsleitung, die von allen Parteien (außer den Konser-
vativen) geforderte Enquete zur Untersuchung von Rüstungslieferun-
gen einzusetzen, in der Regierungs- und Partei Vertreter sitzen sollten. 
Auch wenn die Kommission nicht das von der SPD verlangte Recht zur 
Zeugenbefragung im Sinne eines britischen Untersuchungsausschusses 
erhielt, war dies für sie ein Teilerfolg auf dem Weg zur Stärkung des 
Parlamentes.84 Zugleich bestand die Reichsleitung aber darauf, daß in

si Ebd. 4914.
82 Ebd., 144. Sitz., 19 .4 . 1913,4926 .
83 Ebd., 161. Sitz., 13. 6. 1913, Bd. 290. Berlin 1913, 5522.
84 Dagegen betont Schönberger als Argument für den fehlenden Parlamentarisie- 
rungswilien des Reichstages, dieser habe nicht auf Untersuchungsrechten bestan-
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ihr auch Fachleute aus der Wirtschaft einbezogen wurden, um eine 
Frontstellung der Parlamentarier gegen die Regierung und das Antlitz 
einer parlamentarischen Untersuchungskommission zu vermeiden.85

Die Regierung und das Krupp-Direktorium bemühten sich sofort, die 
öffentliche Deutungsmacht zu gewinnen. So schickten sowohl das 
Kriegsministerium als auch Krupps Pressebüro am gleichen Abend 
noch telegraphische Erklärungen über die Nachrichtenagentur WTB 
(Wolff’sches Telegraphisches Büro) an die Zeitungen.80 Denn wie sich 
bei verschiedenen Affären gezeigt hatte, war Schnelligkeit eine ent-
scheidende Ressource in der öffentlichen Auseinandersetzung. Von Re-
gierungsseite wurden die Verhaftungen bestätigt, aber zugleich betont, 
daß kein Verrat von Landesgeheimnissen vorliege. Krupp versuchte, 
auf drei Ebenen die Berichterstattung zu deeskalieren. Erstens bezeich- 
nete das Unternehmen die Praktiken als gängig, da derartige Geschäfts-
stellen mit entsprechenden Kontakten in Berlin üblich seien. Zweitens 
versuchte Krupp, den Stellenwert des Vergehens mit dem Argument 
heraiiterzuspielen, es hätte nur ein „Bureaubeamter“ gegen „kleine Ge-
schenke“ an „Subaltembeamte der Militärbehörden“ Informationen er-
haltene Und drittens hob die Pressestelle die Unschuld der Untemeh- 
mensführung hervor, die erst von der Polizei von dem Fall erfahren 
hätte und sofort alle Unterlagen zur Verfügung gestellt habe. Zudem 
ließ die Fried. Krupp AG ebenfalls wider besseres Wissen über die 
Rheinisch-Westfälische Zeitung verbreiten, der fragliche Angestellte 
habe; kein besonders hohes Einkommen und keine Tantiemen gehabt. 
Um die Lauterkeit der Veröffentlichung zu diskreditieren, meldete man 
den Journalisten, es handle sich um einen Racheakt eines wegen Be-
trugs entlassenen Angestellten von Krupp, der übertreibe, um Krupp zu 
schaden.87 Insbesondere die von der Schwerindustrie subventionierten 
Zeitungen, wie die Deutsche Zeitung, die Post und die Rheinisch-West-
falische Zeitung, griffen dies zuerst auf, die anderen Zeitungen druck-
ten es ab.

den; Schönberger, D ie überholte Pariamentarisierung (w ie Anm. 30), 647. V gl. 
zur Arbeit dieser Kommission bereits: Epkenhans, Flottenrüstung (w ie Anm. 28), 
3 66-390 .
85 Aufzeichnung 3. 7. 1913, in: BAB, L N 2176-13 .
80 Abgedruckt etwa in: N A Z 20. 4. 1913, Nr. 93, 3.
87 Vossische Zeitung 20. 4. 1913, Nr. 198, 1; NPZ 20. 4, 1913, Nr. 183, 2. Zu die-
sen gezielten Indiskretionen, gegen die von Metzen klagte: Sello an Bell 2 7 .6 .
1913; in: HAK, WA 4/1414. 201.

http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.652

Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



360 Historische Zeitschrift Band 281 (2005)

Dennoch sorgte der Fall für ungewöhnlich ausführliche und kritische 
Berichte in der gesamten Presse. Die liberale Vossische Zeitung be-
richtete mit ganzseitigen Überschriften auf der ersten Seite („Neue An-
griffe gegen Krupp“) und druckte alle Reichstagsreden hierzu vorne 
ab.88 Nicht minder ausführlich, aber erwartungsgemäß um so schärfer, 
fielen die Angriffe des Vorwärts aus, der die derzeitige Lage mit Frank-
reich während der Dreyfus-Zeit verglich.89 Durch die offiziellen 
Stellungnahmen kamen die Vorwürfe selbst in die konservative und 
offiziöse Presse, die gewöhnlich Derartiges möglichst aussparte. Sie 
stellte sich zwar hinter die Reichsleitung, verbreitete aber zumindest 
die Anschuldigungen aus dem Reichstag.

Aus diesem Grunde wandte sich nun der Vorsitzende des Direktori-
ums von Krupp, Alfred Hugenberg, einige Tage später sogar persönlich 
mit Interviews und Erklärungen an die Öffentlichkeit, um mit seiner 
Autorität und seinem Namen die Vertrauenswürdigkeit des Unter-
nehmens herauszustellen.90 Hugenberg war sofort nach Berlin gereist, 
um den zweiten Teil der Reichstagsverhandlungen persönlich auf der 
Gästetribüne mitzuerleben, entsprechende Gespräche zu führen und 
schnell zu reagieren. Seine öffentlichen Stellungnahmen, die in allen 
Zeitungen aufgegriffen wurden, spielten in vertrauenerweckender Ich- 
Form die Vorwürfe herunter: Die Geheimberichte seien etwas Norma-
les, und die genannten Berliner Berichte unbedeutend. Er selbst habe 
sie weder gelesen, noch kenne er ihre Inhalte.91 Da ein Großteil der Er-
klärungen ebenfalls wider besseres Wissen erfolgte, ging Hugenberg 
im Hinblick auf einen späteren Prozeß ein hohes persönliches Risiko 
ein. Offensichtlich vertraute er auf die begrenzte Energie der Ermitt-
lungsbehörden. Zugleich ging er in die Offensive und versuchte, die 
Normen selbst neu zu definieren: „Information ist kein unlauterer Wett-
bewerb, auch wenn es sich dabei um die Preise der Konkurrenz u. dergl. 
handelt.“ Eine weitere Strategie war der Versuch, den Fall moralisch 
umzudeuten und den Skandal gegen den Skandalisierer zu wenden. 
„Der ,Fall Krupp1 ist im Grunde ein ,Fall Liebknecht“ 1, formulierte er,

88 Vossische Zeitung 19 .4 . 1913, Nr. 196 und 197, 1.
R9 „Skandalaffäre kapitalistischer Geschäftspraktiken“, Vorwärts 20. 4. 1913, 
Nr. 94, 1.
9(1 V gl. zu diesem Schritt: Bohlen und Haibach 22. 5. 1913, in: GStA, HA 1 Rep. 
92-3 8 .
91 V gl. Interviews in: Berliner Lokal-Anzeiger 2 6 .4 . 1913; Kölnische Zeitung 
2 5 .4 . 1913; Rheinisch-W estfalische Zeitung 25. 4. 1913; NPZ 25. 4. 1913, Nr. 191.
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um Liebknecht als den eigentlichen Händler mit Indiskretionen zu 
brandmarken.92 Da Liebknecht im Vorwärts direkt auf Hugenberg ant-
wortete, erschien der Fall nun wie ein Duell zwischen den beiden.93

Zugleich bemühte sich das Direktorium um eine interne Beruhigung, 
die sich ebenfalls nach außen richtete. Um deutlich zu machen, daß 
Krupp den Verrat militärischer Geheimnisse bekämpfte, wurden im Be-
trieb Anschläge gemacht, die das „Gesetz gegen den Verrat von militä-
rischen Geheimnissen“ im Wortlaut Wiedergaben.94 Gegenüber den be-
schuldigten Krupp-Angestellten versuchte das Direktorium, durch 
Nachsicht eine Deeskalation der Debatte zu erreichen. Brandt sollte 
nicht entlassen werden, und selbst Metzen wollte man vorerst nicht be-
lasten, sondern vielleicht sogar besuchen.95 Über ihren Anwalt erreich-
ten sie tatsächlich, daß Brandt die Direktoren nicht beschuldigen 
wollte. Im Gegenzug setzte sich die Leitung von Krupp für die Frei-
lassung von Brandt gegen Kaution ein, was ebenfalls der öffentlichen 
Herunterspielung der Vorwürfe diente.96 Insgesamt läßt sich aber fest- 
halten, daß es weder der Regierung noch Krupp gelang, die Vorwürfe 
aufzulösen.

V. „Kein Panama“

Am Leben gehalten wurde das Medieninteresse durch die Prozesse, zu 
denen es 1913/14 kam. Die erste Verhandlung vordem Berliner Kriegs-
gericht richtete sich gegen sieben Offiziere aus der Heeresverwaltung, 
die Krupp über Jahre hinweg mit geheimen Informationen versorgt hat- 
ten. Die Anklage wurde erhoben wegen militärischem Geheimnis-
verrat, Bestechlichkeit und Ungehorsam gegen militärische Befehle in 
etwa 900 Fällen.97 Die zuständigen Direktoren von Krupp und der 
Berliner Bürovorsteher Brandt traten hier nur als Zeugen auf. Für die 
öffentliche Auseinandersetzung über den Korruptionsfall war dieser 
Prozeß dennoch zentral, da durch ihn erst eine öffentliche ( R e k o n -
struktion des Falles geschaffen wurde, die eine genauere Bewertung 
des Normbruches ermöglichte.

92 Interview Sn: Rheinisch-W estfalische Zeitung 25. 4. 1913, Nr. 4S8.
93 Vorwärts 26. und 27. 4 . 1913.
94 Kruppsche Mitteilungen 26. 7. 1913, in: HAK. WA 4 1 /5 -7 .
95 Aktennotiz N .B . 2. 3. 1913, in: HAK, WA 4/1414.
96 Löwenstein an Vielhaber 15. 6. 1913, in: HAK, WA 4/1414, 177.
97 Prozeßprotokoll in: N A Z 1. 8. 1913, Nr. 179, 2.
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Wie bei den meisten „Sensationsprozessen“ des Kaiserreiches war 
bis zuletzt umstritten, ob die Öffentlichkeit bei den Verhandlungen zu-
gelassen würde. Die Reichsleitung, Justiz und politische Rechte traten 
wie zumeist für ihren Ausschluß ein, der sich wegen des Protestes der 
Presse aber auch bei diesem Fall als kaum durchführbar erwies. Zudem 
hatte sich schon bei ähnlichen Prozessen gezeigt, daß die Journalisten 
ohnehin informell Informationen erlangten. So war auch diesmal das 
Berliner Tageblatt schon vor Prozeßbeginn in der Lage, ausführlich und 
zutreffend aus den Unterlagen der staatsanwaltschaftlichen Akten zu 
berichten.98 Schließlich erklärte das Gericht den Prozeß für öffentlich, 
um Legendenbildungen vorzubeugen. Allerdings wurde für die Ver-
handlung ein so kleiner Sitzungssaal gewählt, daß aus Platzgründen nur 
gut ein Dutzend ausgewählte Journalisten Zutritt hatten, ansonsten aber 
keine Zuschauer." Über den kleinen Raum ließ sich zugleich medial 
suggerieren, daß der Prozeß unbedeutend sei, während ein mit Zu-
schauern gefüllter großer Sitzungssaal Medienbilder erzeugt hätte, die 
ein großes öffentliches Interesse unterstrichen. Auch die Inhalte der 
Komwalzer wurden vor der Öffentlichkeit weitgehend geheimgehalten 
und nur in einzelnen kurzen Auszügen vorgestellt. Zwischendurch er-
folgte der Ausschluß der Journalisten, da einzelne Aussagen die militä-
rische Geheimhaltung gefährden würden. Genau diese Geheimhaltung 
erhöhte jedoch das öffentliche Interesse und wertete die Bedeutung des 
Falles auf.

Wie bei anderen Skandalen verstärkte der Prozeß die ohnehin breite 
Berichterstattung.100 Sowohl die katholischen, liberalen und sozialde-
mokratischen Zeitungen als auch die konservativen und offiziösen 
Blätter druckten über mehrere Seiten -  teilweise wörtlich -  die Aussa-
gen ab. Die Zeitungen der Rechten vermieden allerdings, in den Über-
schriften auf den Namen Krupp hinzu weisen und waren bei ihrer Kom-
mentierung deutlich zurückhaltender.101 Durch den stenographischen

98 Berliner Tageblatt 26. 7 .1 9 1 3 . V gl. die ähnliche Aushandlung der Öffentlichkeit 
etwa bei großen Prozessen wie die Fälle Tausch/Leckert/Liitzow, Stemberg oder 
Moltke/Eulenburg.
99 Vossische Zeitung 30. 7. ¡913, Nr. 381, 3; Vorwärts 1. 8. 1913, Nr. 195, 5.
100 Eine gedruckte Dokumentation mit selektierten Quellen aus der Presse gab der 
konservativ-antisemitische Journalist A dolf Zimmermann (Tägliche Rundschau) 
als politische Kampfschrift heraus: A d o lf  Zimmermann (Hrsg.), Prozeß gegen  
Brandt und Genossen. Der sogenannte Krupp-Prozeß. Verhandlungsbericht, aus 
dem Reichstag. Zeitungsstimmen. Berlin 1914.
101 Die NAZ betitelte etwa ihre Gerichtsglossen regelmäßig mit Namen der Ange-
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Abdruck der Gerichtsaussagen, deren Wortlaut sich nur geringfügig 
von liberalen Blättern unterschied, sollten sich ihre Leser ein eigenes 
Urteil über den Fall bilden. Die Gerichtsberichte dokumentierten, wie 
geradezu einfältig die Angeklagten geheime Informationen an Krupp 
übermittelt hatten. Sie verdeutlichten aber auch das insistierende Nach-
fragen der Justiz. Es ist zumindest zu vermuten, daß die mediale Über-
mittlung der Verhandlungen den investigativen Stil der Justiz ver-
stärkte.

Das medial vermittelte Bild fiel für Krupp und für die Bürokratie 
desaströs aus. Im Verhör gaben die angeklagten Offiziere erstaunlich 
bereitwillig ihre systematischen Indiskretionen zu, zeigten aber ein 
äußerst geringes Schuldbewußtsein. Sie rechtfertigten sich, sie hätten 
nur Brandts Stellung sichern wollen und nicht gewußt, daß die Berichte 
auch nach Essen ans Direktorium gingen. Ohnehin sei ihnen das Be-
richtete nicht geheim vorgekommen, da Brandt besser informiert gewe-
sen sei als ihre eigenen Vorgesetzten. Die Zahlungen und Geschenke 
vön Krupp hätten sie nicht als Bestechung für ihre Informationen gese-
hen,: sondern als gastfreundliche Gabe eines älteren Kameraden.102 
Ebenso verteidigte sich Brandt bei der Zeugenbefragung mit seiner All-
wissenheit. Für ihn habe es in Berlin ohnehin keine militärischen Ge-
heimnisse gegeben, und die Geschenke habe er nur aus Gutmütigkeit 
gemacht.103 Noch gewagter waren die Zeugenaussagen der Direktoren 
von Krupp. So sagten etwa die Direktoren Mouths und Rausenberger 
aus, die; Komwalzer hätten nur gewöhnliche Informationen enthalten, 
die in keinem Fall zu einem materiellen Vorteil für das Unternehmen 
geführt hätten.104 Die Berichte hätten allenfalls zur Überprüfung von 
Kalkulationen gedient

Im Prozeßverlauf wurden diese Einschätzungen klar zurückgewie-
sen. So betonte ein Sachverständiger der Heeresverwaltung, daß es 
durchaus auch gegenüber Krupp militärische Geheimnisse gäbe und 
gerade: die Preise der Konkurrenz aus gutem Grunde geheim seien. 
Ebenso sprach die Anklage von „unlauteren Wettbewerb“ und „Beste-

schuldigten („Tilian und G enossen vor dem Kommandaturgericht“ und im zweiten  
Fall „Der ProzeB gegen Brandt und Eccius“).
102 V gl. Prozeßprotokolle in: Vossische Zeitung 3 1 .7 . 1913, Nr. 384, 1 ff.; NAZ  
l.  S. 1913, Nr. 179, 2 bis ebd. 7. 8. 1913, Nr. 184 ,3 .
103 Prozeüprotokoll in: NAZ 2. 8. 1913, Nr. 180, 4. 
m  Ebd.
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chung“.105 In seinem Urteil vertraute das Gericht zumindest der Aus-
sage der Unternehmensführung, daß durch die vertraulichen Informa-
tionen nie die Preise erhöht worden seien und dadurch dem Staat kein 
Schaden entstanden sei -  obwohl selbstverständlich der Staat von wirk-
lich geheimen Ausschreibungen mehr profitiert hätte. Die Verurteilung 
erfolgte dennoch in fast allen Fällen wegen Bestechung in Verbindung 
mit der Preisgabe von militärischen Geheimnissen. Die Urteile für die 
sieben angeklagten Offiziere, die zwischen sechs Monaten Gefängnis 
und drei Wochen Arrest betrugen und nur in drei Fällen mit der Dienst-
entlassung verbunden waren, lagen freilich deutlich unter der Forde-
rung der Anklage. Das Gericht selbst bezeichnete diese Urteile eben-
falls als sehr milde im Hinblick auf den Ehrverlust, den das Heer und 
die Beamtenschaft dadurch erlitten hätten. Denn gerade hier lag für das 
Gericht der schwierige Spagat, der den Prozeß prägte: Er sollte einer-
seits eine Warnung für die Beamtenschaft und Offiziere sein, anderseits 
aber zeigen, daß es sich nur um einen Ausnahmefall von minderem 
Ausmaß handelte. Beides war jedoch schwer gleichzeitig zu vermitteln.

Auch in der Presse wurden diese Strafen allgemein als gering be-
trachtet. Immerhin sah das Militärstrafgesetzbuch bis zu fünf Jahre 
Haft bei schwerer Korruption, und bis zu drei Jahre Haft bei minder 
schweren Fällen vor (§ 140). Was jedoch alle Zeitungen am meisten 
verwunderte und empörte, waren die geringen Summen, für die mili-
tärische Geheimnisse übermittelt wurden. So spottete die auflagen-
starke BZ am Mittag: „Das hat wohl niemand für möglich gehalten, daß 
man in Preußen richtiggehende Staatsgeheimnisse zu wahren Schleu-
derpreisen kaufen kann. Zehn bis zwanzig Mark und gelegentlich ein 
warmes Abendbrot im ,Rheingold4 hat Herr Brandt dem Zeugleutnant 
Schleuder und Genossen für interessante Nachrichten aus dem Ministe-
rium der Landesverteidigung gezahlt.“ 106 Dies löste die Angst aus, aus-
ländischen Agenten könnte ähnliches gelingen. Von den Massenblät- 
tem setzte sich allein der Berliner Lokalanzeiger für Krupp ein. Das 
Blatt scheute selbst vor direkten Angriffen gegen Richter und Staatsan-
wälte nicht zurück, die diese explizit in den Sitzungen zurückwie-
sen.i07 Diese hartnäckige Unterstützung Krupps durch das Blatt aus 
August Scherls Verlag erklärt sich freilich sowohl aus dessen offiziöser

105 Ebd.
i°6 BZ 5. S. 1913, Nr. 181.
1(17 BLA 24. 10. 1913 ,29 . 10. 1913 und 6. 11. 1913.
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Beziehung zur Regierung als auch aus der finanziellen Unterstützung, 
die der Verlag durch von Hugenberg organisierte Wirtschaftsgelder er-
hielt.108

Eine starke Suggestivkraft entwickelten in den Prozeßberichten ein-
zelne Begriffe, die den Sachverhalt verdichteten. Hierzu zählte neben 
„Bestechungsbüro“ oder „Funktionszulage“ auch das Wort „Kornwal-
zer“, das durch seine Herkunft aus der Geheimsprache der Firma wie 
ein Schuldbeweis erschien.109 Vor allem der von Liebknecht aufge-
brachte Vorwurf, es handele sich um ein deutsches „Panama“, ent-
wickelte sich zu dem umkämpften Begriff, in dem die Bewertung des 
Korruptionsgrades zusammenlief. Sowohl die Gerichte als auch die 
bürgerliche Presse stritten explizit, ob von einem „Panama“ zu spre-
chen sei. So wurde die Öffentlichkeit des Kriegsgerichtsprozess bereits 
vom Gericht damit begründet, „das Wort Panama, wenn irgend mög-
lich^ auszumerzen“.110 Der Verhandlungsführer verlas bei der Anklage 
dieentsprechende Stelle aus Liebknechts Rede erneut und stellte die 
Panama-Bezeichung explizit zur Debatte.111 Auch die Verteidigung ar-
gumentierte von Beginn an, es läge „kein Panama“ vor: „Unter Panama 
;versteht man die Käuflichkeit höherer Stellen, davon ist hier nicht die 
Rede.“ „Hier handelt es sich um feile Schreiberseelen, die beim Bier-
topf nicht das Maul halten konnten.“ 112 Die Anklage kam trotz aller 
Vorwürfe ebenfalls zu dem Befund, „daß ein Panama nicht vorliegt“. 
Zugleich warf der Kriegsgerichtsrat Liebknecht vor, er habe durch den 
Panama-Vorwurf das Ansehen der Heeresverwaltung erheblich herab-
gesetzt, da bisher „Machenschaften, wie sie in anderen Ländern der 
Verwaltung nachgesagt werden, im preußischen Beamtentum und im 
deutschen Heere nicht gang und gäbe waren“. Auch in der Urteilsbe-
gründung hieß es: „Unter Panama versteht das Gericht Korruption

m m .  die Unterlagen in Hugenbergs Nachlaß: Bundesarchiv Koblenz, N 1231-  
410 (Annoncenpacht- und Kommissionsverträge mit Scherl bis 1910). Generell zu 
Scherl: P eter de M endelssohn, Zeitungsstadt Berlin. Menschen und Mächte in der 
Geschichte der deutschen Presse. Berlin 1982, 114-129.
109 D ie Suggestionskraft einzelner Begriffe reflektierte man auch bei Krupp; vgl. 
Aktenvermerk, in: HAK, WA 4/1415, 173 f.
110 Vossische Zeitung 6. 8. 1913, Nr. 394, 4.
111 Prozeßprotokoll in: Vossische Zeituna 4. 8. 1913, Nr. 391, 2; N AZ 6. 8. 1913, 
Nr. 183.3 .
112 Prozeßprotokoll in: Vossische Zeitung 5. 8. 1913, Nr. 393, 2 und Vorwärts 6. 8. 
1913. Nr. 200. 6.
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schlimmster Sorte.“113 Dies sei nicht der Fall, da es sich um wenige un-
tergeordnete Personen handele, die Mitteilungen gegen kleine Beträge 
gemacht hätten. Deshalb sprach das Gericht sogar von „einem glück-
lichen Ausgang des Prozesses, weil ein ,Panama' nicht aufgedeckt 
worden sei“.114 Die bürgerliche Presse schloß sich erleichtert diesem 
Deutungsmuster an, um einen Schlußstrich unter die Affäre zu ziehen.

Warum kulminierte die Korruptionsdebatte ausgerechnet in dem 
Wort Panama? Der Begriff war seit zwei Jahrzehnten ein allgemeines 
Synonym für den größtmöglichen Skandal, und wurde von den Zeitge-
nossen wesentlich häufiger aufgegriffen als etwa der heute bekannteste 
Fall, die Affäre Dreyfus. Nicht allein Korruption, sondern alle Farmen 
von Machtmißbrauch wurden in der öffentlichen Debatte mit dem asso-
ziationsreichen Wort Panama angeprangert, das eine breite Verschwö-
rung suggerierte und gerade deshalb so umkämpft war,l!5 Panama 
stand dabei nicht allein für den heute benutzten Begriff „Bananen-
republik“, sondern war vor allem eine Bezeichnung für die fran-
zösischen Verhältnisse im Vorfeld der Dreyfus-Affäre, von denen sich 
gerade die preußische Heeresverwaltung in jeder Hinsicht abgrenzen 
wollte. Im Hinblick auf den französischen Panama-Skandal 1892/93 
galt es vor allem zu belegen, daß keine Regierungsmitglieder involviert 
waren. Aus heutiger Sicht wird man natürlich feststellen, daß die Kom- 
walzer-Affäre von ihrem sachlichen Ausmaß in keiner Weise mit dem 
Panama-Skandal zu vergleichen war: Es waren weder Minister, Ab-
geordnete oder Journalisten bestochen worden, noch ging es um hohe 
Bestechungssummen. Dennoch, und das war entscheidend, erreichte 
die öffentliche Empörung 1913 ein vergleichbares Ausmaß, sei es, weil 
die Maßstäbe andere waren, sei es, weil die Fälle aus den Nachbarlän-
dern derartiges auch für Deutschland möglich erschienen ließen.

Der Begriff Korruption war im Kaiserreich hingegen noch wenig ge-
bräuchlich. Auch in der Debatte um den Fall Krupp sprachen die Betei-
ligten vornehmlich von „Schmierereien“ oder „Bestechungen“. Gängi-

1,3 Prozeßprotokoll in: N A Z 7. 8. 1913, Nr. 184, 3.
114 Vossische Zeitung 6. 8. 1913, Nr. 394. 1.
115 V gl. die Diskussion des Wortes „Panama“ bei den unterschiedlichsten Norm- 
brüchen: Dem Polizeiskandal um Tausch (Vorwärts 8. 12. 1896, Nr. 287. Spectator
12. 12. 1896, Tägliche Rundschau 6. 6. 1897), den Kolonialskandalen 1906 (Berli-
ner Tageblatt 3 1 .7 . 1906. Nr. 383; B.Z. am Mittag 10. 8. 1906, Nr. 186) oderauch  
bei den Skandalen um die Vorwürfe, F. A. Krupp und Eulenburg seien homosexuell 
(Vorwärts 16. 12. 1902. Nr. 293: Neue Preußische Zeitung 4. 11. 1908, abends, 2).
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ger wurde das Wort vornehmlich auf der Linken. So sprach der Vor-
wärts von einem „ganzen Korruptionssystem“.116 Die Erklärungen für 
die Ursprünge der Korruption divergierten erwartungsgemäß in den 
Medien, standen aber insgesamt im Zeichen einer gewissen Kapitalis-
muskritik. Während die linke Presse die Korruption explizit als Folge 
des. Kapitalismus interpretierte und deshalb eine rein staatliche 
Rüstungsproduktion forderte, erklärte die konservative Presse das 
„Schmiergeldwesen“ als ein Zeichen des zunehmenden „Amerikanis-
mus“. Dies verband die , Kreuzzeitung1 mit der antisemitischen Deu-
tung, daß die Vergehen nicht angeklagt würden, wenn es um „Herrn 
Cohn“ gegangen wäre.117 Ebenso sparte zumindest die äußerste Rechte 
nicht mit einer harten Kritik am Kriegsminister von Heeringen und dem 
Kriegsministerium insgesamt, die verantwortlich für das Ausmaß des 
Skandals seien.118 Eine große Übereinstimmung zwischen der Presse 
und; dem Gericht gab es bei der Bewertung der bestochenen Staatsdie-
ner,: die als verführte Opfer eines geschickt agierenden Unternehmens-
angestellten gesehen wurden.119 Die Ehre des Beamten wurde damit 
über die des Unternehmensangestellten gestellt, obwohl beide prinzi-
piell d ie: gleiche Schuld traf und das Fehlverhalten der Staatsdiener 
schwerer wog.

VI. Krupp vor Gericht

Sowohl für die Justiz als auch für die Öffentlichkeit schien nun festzu- 
stehen, daß es zu einem systematischen Geheimnisverrat gegen private 
Vorteile gekommen war. Aus dem Urteil entstand für die Firma Krupp 
damit eine schwierige Ausgangslage für den zweiten großen Prozeß, 
der sich gegen die Führungsebene des Unternehmens richtete. Da das 
Kriegsgericht die Bestochenen verurteilt hatte, schien es naheliegend, 
daß nun auch die Bestecher verurteilt würden. Zudem war schon bei 
den Ermittlungen erkennbar geworden, daß zahlreiche Direktoren von 
dem korrupten Verhalten gewußt und es durch Extrazahlungen an 
Brandt gefördert hatten. Deshalb richtete sich die Anklageschrift zu-
nächst auch gegen die Krupp-Direktoren Hugenberg, Rötger, Haux,

116 Vorwärts 1. 8. 1913, Nr. 195, 5.
117 Neue Preußische Zeitung 6. 8. 1913, Nr. 363, 1 f.
t!S Zur Rhetorik der konservativen Kritik vgl. als Quelle: Zitninennann (Hrsg.), 
Prozeß gegen Brandt (wie Anm. 100), XI.
1,y Vgl. selbst die ansonsten kritische Vossische Zeitung 3 1 .7 . 1913, Nr. 3S4. 1.
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Eccius und Muehlon und den stellvertretenden Direktor Marquardt.120 
Immerhin sah auch das Strafgesetzbuch für die aktive Bestechung bis 
zu 5 Jahre Haft vor (§ 331-334).

Tatsächlich ging der zweite Prozeß für das Unternehmen denkbar 
glimpflich aus. So erreichten Krupps Anwälte vorab, daß neben Brandt 
nur der Krupp-Direktor Eccius „wegen Bestechung. Verrat militäri-
scher Geheimnisse und Beihülfe zur Bestechung“ angeklagt wurde. 
Der Direktoriumsvorsitzende Hugenberg und die anderen zunächst be-
schuldigten Direktoren mußten abermals nur als Zeugen aussagen, da 
ihre Verteidiger im Vorfeld vermitteln konnten, daß sie keine Kenntnis 
der Vorgänge gehabt hätten. Hier akzeptierte die Justiz großzügig das 
Argument, die Direktoren hätten nicht davon ausgehen können, „daß 
bei preußischen Militärbeamten S. ■ •] Bestechungen, seien es auch nur 
indirekte, möglich seien“.121 Daß ausgerechnet Eccius stellvertretend 
die alleinige Verantwortung für das Direktorium vor Gericht überant-
wortet wurde, läßt sich vermutlich auch mit dem Gesundheitszustand 
des 45jährigen erklären: Da er zunehmend kränkelte, schien er sich oh-
nehin aus dem Berufsleben zurückziehen zu wollen.

Von staatlicher Seite wurde schon vorher signalisiert, daß man trotz 
aller Anschuldigungen auf Krupps Seite stehe. Durch die Verleihung 
des Roten Adlerordens an Gustav Krupp von Bohlen und Haibach 
unterstrich Kaiser Wilhelm II. im Sommer 1913 sein fortbestehendes 
Vertrauen gegenüber dem Unternehmen. Auch Tirpitz betonte in einem 
Brief an Bohlen und Haibach unzweideutig vor dem Prozeß, „Krupp 
und die Marine gehören historisch zusammen“, trotz der öffentlichen 
Anschuldigungen.122 Diese Verbundenheit wird man sicherlich nicht 
allein mit der ökonomischen Stellung von Krupp erklären können. Ent-
scheidender war, einen moralischen Sieg der Sozialdemokratie über die 
Monarchie zu verhindern. Ähnlich argumentierte auch Bohlen und 
Haibach selbst: Es sei nötig „selbst wenn alles, was die Sozialdemokra-
ten behaupten, wahr wäre, [...] trotzdem für eine Firma wie die Krupp-
sche Partei zu ergreifen und den Sozialdemokraten nicht den billigen

120 Staatsamvaltliche Unterlagen 4. 6. 1913. in: HAK, WA 4/1414, 163: außer Ver-
folgung waren dagegen zu setzen: Dreger. von D ew itz und Metzen.

Justizrat Gordon an Königliches Landgericht 10. 9. 1913, in: HAK, WA 4/ 
14i5 .

Brief vom 5. 10. 1913, zil. nach: M ichael Epkenhans, Grundprobleme des Ver-
hältnisses von Staat, Militär und Rüstungsindustrie in Deutschland, 1871-1933, in: 
Mitt. des Inst, für soziale Bewegungen 28, 2003, 82.
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Triumph zu lassen, den sie jetzt scheinbar vor aller Welt davongetragen 
haben.“123

M it dem Verlauf der Verhandlung war das Unternehmen ebenfalls 
zufrieden.124 Das Gericht akzeptierte erneut ihre Verteidigung, die In-
formationen hätten vor allem zur Senkung der Preise beigetragen und 
damit dem Staat keinen Schaden und dem Unternehmen keinen zusätz-
lichen Profit zugefügt. Daß dies quasi ein Schuldeingeständnis war und 
Krupp von den so gewonnenen zusätzlichen Aufträgen dennoch profi-
tierte, blieb außen vor. Statt von Korruption zu sprechen, führte die Ver-
teidigung den Begriff „Schwatzhaftigkeit“ ein. Das Besondere wurde 
so in das Alltägliche überführt, der Vertrauensbruch in eine Vertrauens- 
seeligkeit. Quasi ein Schuldeingeständnis war auch die offensiv vor- 
getragene Verteidigung. Krupps Konkurrenz hätte genau die gleichen 
Methoden angewandt und auch bei Krupp spioniert. Diese Strategie 

: mochte Krupp entlasten, aber ihre Verbreitung über die Medien dürfte 
zugleich dazu beigetragen haben, das Vertrauen in die Unternehmens- 
kultur insgesamt zu untergraben. Darüber hinaus konnte Krupp durch 
statistische Berechnungen recht erfolgreich die Bedeutung der „Kom- 
walzer“ hefunterspielen. Danach würden die ausgeschriebenen Liefe-
rungen an die preußische Heeresverwaltung, die die Berichte beträfen, 
nur 0.15% des Gesamtumsatzes ausmachen und wären somit irrele-
vant.123 Die nüchternen Zahlen verschleierten freilich, daß die Infor-
mationen über die Konkurrenz und die Bedürfnisse des Heeresministe-
riums einen viel größeren Stellenwert hatten, die sich nicht in direkten 
Gewinnmargen zeigen ließ.

Zugleich setzten die Krupp-Angestellten auf die Vortäuschung von 
Gebrechen, Unkenntnis und Erinnerungslücken. Dabei deckte Eccius 
die änderen Direktoren mit der Aussage, ihm sei entfallen, mit wem er 
über die Kornwalzer gesprochen habe.126 Seine Kollegen beteuerten in 
ihrer Verteidigung ebenfalls, daß sie zu beschäftigt gewesen seien, um 
die Komwalzer zur Kenntnis zu nehmen.127 Brandts Zulagen erklärten

123 Krupp von Bohlen Haäbach an Bueck 39. 6. 1913, in: HAK, FAH 4 E 328.
124 Vg!. Berichte wie Klopfer an Vielhaber 28. 10. 1913 und Antwort 29. 10. 1913, 
in: HAK, WA 4/1415, 214.
125 Auflistungen in: HAK, FAH 4  E 58a.
126 Aussage in Urteilsbegründung, in: HAK, WA 4 / i 415, 262; Prozeßprotokoll in 
N AZ 2. 11. 1913, Nr. 259, 7.
127 Erklärung Rötger 22. 8. 1913, in: HAK, WA 4/1415.
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sie mit eien höheren Lebenshaltungskosten in Berlin.128 Wie vertraut 
ihnen jedoch Informationen gegen Geldgeschenke selbst während des 
Prozesses waren, illustrieren die ungedruckten Memoiren des Krupp- 
Direktors Haux: Danach informierten sich die vorgeladenen Direktoren 
gegen Trinkgelder an die Gerichtsdiener vor der Saaltür über die Aus-
sagen der anderen Zeugen.129

Das Gericht bezweifelte die Behauptung, daß man in der Essener 
Untemehmensführung weder von einer Bestechung wußte, noch sie 
hätte verhindern können. Allein die strenge Geheimhaltung der Infor-
mationsübermittlung spreche dagegen.130 Der Staatsanwalt ging dem-
entsprechend in seinem Plädoyer von Bestechung aus. Brandts Berichte 
hätten eine „vollkommene Übersicht über die gesamte Tätigkeit des 
Kriegsministeriums, der Feldzeugmeisterei und der Artillerieprüfungs-
kommission“ gegeben. Brandt sei „zielbewußt“ vorgegangen, um sich 
die Beamten „gefügig“ zu machen, und er habe vorsätzlich gehandelt, 
um seine eigenen Bezüge zu erhöhen. Bei Direktor Eccius sei eine Bei-
hilfe erwiesen, da er den Charakter der Berichte kennen mußte. Ange-
sichts dieser Beschuldigungen fiel das Urteil dennoch denkbar milde 
aus. Brandt wurde nach 13 Verhandlungstagen wegen „fortgesetzter 
Bestechung“ zu vier Monaten Gefängnis verurteilt, die mit der Unter-
suchungshaft bereits als verbüßt galten. Eccius wurde wegen „Beihülfe 
zur fortgesetzten Bestechung“ zu 1200 Mark Geldstrafe verurteilt, 
während der Staat die Verfahrenskosten übernahm J 3! Die geringe 
Höhe der Bestechungsgelder und die Ansicht, daß der Geheimnisverrat 
weder zur Preiserhöhung noch zum unbefugten Verrat von Militärge-
heimnissen geführt hätte, wurden dabei als strafmildernd angeführt.

Eine weiterführende Ermittlung über den Fall hinaus strebte das Ge-
richt nicht an. Dementsprechend wurde Karl Liebknecht bei seiner 
Zeugenvernehmung sofort das Wort abgeschnitten, als er andeutete, er 
könne darlegen, wie Brandt auf ähnliche Weise mit dem Reichsmarine-
amt verkehrt habe und Krupp ausländische Zeitungen besteche.132 
Dem Gericht ging es vor allem darum, den Vertrauensverlust von Be-

128 So bereits vorher die Linie der Verteidigung: Aktenvermerk, in: HAK. WA 4/ 
1415. 189.
129 Haux , Bei Krupp (wie Anm. 3), in: HAK, FAH 4 E 16, 105.
130 Urteilsbegründung, in: HAK, WA 4/1415, 262; Protokoll NPZ 8. 11. 1913, 
Nr. 526, 5 und NAZ 9. ¡1. 1913, Nr. 265, 4.
>31 Urteilsbegründung, in: HAK. WA 4/1415, 214.
*-*2 Prozeßprotokoll in: NAZ 5. ! I. 1913, Nr. 261, 2.
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amienschatt, Militär und Unternehmertum einzudämmen, ohne selbst 
einen Reputationsverlust zu erleiden. Dies führte dazu, daß es sich 
äußerst ausführlich mit dem Stellenwert des Bestechungsfalles für die 
deutsche Gesellschaft beschäftigte. So wurde in der Urteilsverkündung 
verbreitet, die Untersuchung habe gezeigt, daß „kein Makel auf unser 
deutsches Beamtentum im allgemeinen fällt“.133 Und gerade in der bür-
gerlichen Presse erschien dies als das eigentlich wichtige Urteil.

VII. Folgen

Trotz der milden Urteile führte der Skandal zu einer nachhaltigen 
Diskreditierung von tragenden Säulen des Kaiserreiches. Wie die Aus-
wertung der Presse verdeutlicht, verloren die preußische Bürokratie, 
das Militär und die Unternehmerschaft massiv an Öffentlichem An-
sehen;134 Gerade in Verbindung mit der sich anschließenden Zabern- 
Affäre, bei der deutschen Offizieren die Mißhandlung von Elsässer 
Rekruten vorgeworfen wurde, bedeuteten die Vorwürfe eine schwere 
Niederlage für die Eliten des Kaiserreichs und insbesondere das 
Kriegsministerium.133 Während sich die politische Rechte, wie bei 
allen Skandalen, zugleich um einen Ansehensverlust Deutschlands im 
Ausland sorgte, sahen sich die Mitte-Links-Parteien und insbesondere 
die Sozialdemokratie durch ihre öffentlichen Anklagen gestärkt.

Wie bei vielen Skandalen reagierte die Reichsleitung vor allem mit 
Gesetzesreformen, um Wiederholungsfälle zu verhindern. Bereits ein 
halbes Jahr später, am 3. Juni 1914, trat eine Novelle über den Verrat 
militärischer Geheimnisse in Kraft, die das Strafmaß deutlich herauf-
setzte. Auch wenn diese Novelle im Zeichen der Kriegsvorbereitung 
stand, war sie doch eine Antwort auf den Fall Krupp. Der Skandal hatte 
damit durchaus eine funktionale Kraft, indem er eine Norm verfestigte. 
Um Gesetzestreue zu zeigen und Risiken zu vermeiden, ließ die Fried.

133 Urteilsverkündung N P Z 9 . 11. 1913, Nr. 527, 9.
Zur Rezeption von kritischen Nachrichten vgl. Frank Bäsch, Zeitungsberichte 

im Alltagsgespräch. Mediennutzung. Medienwirkung und Kommunikation im Kai-
serreich. in: Publizistik 49, 2004, 319-336 .
135 Zur Reaktion des Kriegsministers in der Zabem-Affäre vgl. H olger Aßlcrbach, 
Falkenhayn. Politisches Denken und Handeln im Kaiserreich, München 1994,
115 ff.

http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.652

Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



372 Historische Zeitschrift Band 281 (2005)

Krupp AG auch das neue Gesetz überall aushängen, und jeder Ange-
stellte mußte per Unterschrift die Kenntnisnahme bestätigen.136

Daß die Regierung gleichzeitig eine weiterführende Untersuchung 
blockierte, zeigte sich bei der Einsetzung der von der Reichstagsmehr-
heit geforderten „Kommission zur Prüfung der Rüstungslieferungen“. 
So äußerte der Staatssekretär des Inneren, Clemens von Delbrück, be-
reits in einer Vorbesprechung mit Vertretern der Ministerien: „Die Ver-
handlungen [in der Kommission, F. B. j müssen m. E. von vornherein 
darauf angelegt werden, daß eine Erörterung darüber, ob Mißstände bei 
Rüstungslieferungen vorliegen, ausgeschieden und im wesentlichen 
allgemeine Fragen wirtschaftlicher Natur erörtert werden. Dies wird 
dadurch erleichtert werden, daß ich die Führung der Verhandlungen 
übernommen habe. [ ...j Wenn Fragen erörtert werden, dann wird das 
Ergebnis sein, daß keine angeblichen Mißstände als solche zur Erörte-
rung gelangen.“ 137 Um dies sicherzustellen, schlug er als SPD-Vertre-
ter mit Gustav Noske und Albert Südekum zwei Vertreter des rechten 
Parteiflügels vor. während er die von der SPD geforderte Beteiligung 
Liebknechts ablehnte, da die Kommission ein „unparteiisches objekti-
ves Organ“ sein solle. „Dr. Liebknecht habe das Wort »Panama* aus-
gerufen und sich in die Rolle von Zola mit dem berühmt gewordenen 
j'accuse begeben. Die öffentliche Meinung würde es nicht verstehen, 
wenn der Reichskanzler Dr. Liebknecht in diese Kommission berufe“, 
entgegnete das Reichsamt des Inneren.138 Die SPD verzichtete darauf-
hin im November 1913 ganz auf eine Beteiligung an der Kommission, 
was deren kritisches Potential weiter schmälerte. In der Kommission 
diskutierten die bürgerlichen Abgeordneten dann zwar mit den Regie-
rungs- und Unternehmensvertretem die Preise und Verflechtungen der 
Rüstungsindustrie sowie Möglichkeiten ihrer Verstaatlichung. Trotz 
des Engagements von Matthias Erzberger, der auf gemäßigte Weise 
Liebknechts Rolle übernahm, verloren sich die Berichte aber im Ergeb-
nislosen. Die Regierungsvertreter setzten weiter auf Krupp: Andere 
Konkurrenten hätten nicht genügend Erfahrung, keine vergleichsweise 
Vertrauensstellung, und selbst Ehrhardt und die staatlichen Institute 
würden vielfach nicht an die Kruppsche Qualität heranreichen.139 Die 
Bildung einer gemischt-wirtschaftlichen Produktion konnte Krupp um-

136 Kruppsche Mitteilungen 30. 6. 1914, in: HAK, WA 41 /5 -7 .
137 Aufzeichnung 3. 7. 1913, in: B A B , L N 2 1 76-13 .
138 Aufzeichnung 15. 10. 1913, in: ebd.
139 Aufzeichnung 3 .7 .  1913, in: ebd.
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gekehrt mit dem Hinweis auf den Verlust von 100000 Arbeitsplätzen 
und den Anschlußverlust an internationale Rüstungsstandards abwen-
den. Selbst der linke Zentrumsflügel unter Erzberger rückte von der 
Staatsproduktion 1914 ab und stellte sich gegen die fortgesetzte Agita-
tion der SPD.140

Innerhalb der Regierung hatte die Kornwalzer-Affiire vor allem für 
Kriegsminister von Heeringen Konsequenzen. In der Presse waren be-
reits unmittelbar nach Liebknechts Enthüllungen im Reichstag entspre-
chende Rücktrittsgerüchte aufgekommen, da Heeringen die Beschuldi-
gungen schlecht gemeistert hatte.141 Nachdem von Heeringen nur mit 
Mühe die Erhöhung der Militärausgaben durchgebracht hatte, war sein 
schwaches Krisenmanagement ein weiterer Sargnagel für seine Kar-
riere. Nach seinem Rücktritt sprachen selbst regierungstreue Blätter 
wie die Leipziger Neuesten Nachrichten davon, daß Heeringens „parla-
mentarische Entwicklung eine ununterbrochene Kette von Blamagen 
war, dessen letzte und größte an den Namen Krupp anknüpfte“.142

Dagegen hatte der Skandal innerhalb des Unternehmens kaum Kon-
sequenzen.-Alfred Hugenberg blieb bis zum Kriegsende Vorsitzender 
des Direktoriums. Ebenso schied, soweit feststellbar, niemand wegen 
des Falles aus der Führungsspitze aus. Lediglich Direktor Eccius trat 
nach dem Prozeß freiwillig aus dem Unternehmen. Da er nervlich zer-
rüttet war, zog er sich erst nach Italien zurück und arbeitete dann wäh-
lend  des Krieges in der Presseabteilung des Großen Generalstabes.143 
Sein w eiterhin äußerst gutes Verhältnis zum Unternehmen legt nahe, 
daß dieser Entschluß freiwillig und mit einer gütlichen Einigung 
geschah.144 Die in den Korruptionsfall verwickelten Mitarbeiter des 
Unternehmens wurden allesamt intern äußerst großzügig behandelt und 
abgefunden, um ein Wiederaufflammen der Vorwürfe zu verhindern. 
Bei Eccius übernahm die Fried. Krupp AG die Geldstrafe und alle an-
deren „Auslagen“, die durch den Prozeß entstanden seien.145 Ebenso

140 Zur weiteren Diskussion in der Kom mission ab 1914 vgl. Epkenluuis. Flotten-
rüstung (w ie Anm. 28), 377-389 .
141 Vgl. Germania 21. 4 . 1913, Nr. 183.
142 Leipziger Neueste Nachrichten 6. 7. 1913, Nr. 187.
>43 Eccius an Vielhaber 28. 11. 1913. in: HAK, WA 4/1416, 26, und Vielhaber an 
Loewenstein 29. 2. 1916, in: HAK, WA 4/1416, 59.
144 Vgl. die Korrespondenz in: HAK, FAH 4  C 239. Direkte H inweise aut die 
Abfindungssumme fanden sich hier allerdings nicht.
145 Gordon an Vielhaber 2. 2. ¡914. in: HAK. WA 4/1416, 62.
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bekam der ehemalige Direktor Marquardt, der die Zulage für Brandt 
ausgehandelt hatte, alle Auslagen erstattet.*46 Am bemerkenswertesten 
war jedoch die Versorgung von Brandt, dessen Normbruch die ganze 
Affäre ausgelöst hatte. Die Unternehmensführung bemühte sich, 
Brandt durch eine hohe Abfindung loyal zu stimmen und nicht an Kon-
kurrenzfirmen zu verlieren. Direktor Muehlon sprach sich gleich nach 
dem Prozeß für eine Beurlaubung Brandts mit vollen Bezügen aus.147 
Auch Eccius empfahl, Brandt mit einer Gehaltszulage zur Disposition 
zu stellen, „um ihn auf diese Weise an uns zu fesseln und in der Hand zu 
behalten“.148 Schließlich wurde im nächsten Jahr eine großzügige 
Entschädigung von insgesamt rund 65 000 Mark ausgehandelt, die er 
verdeckt erhielt.149 Brandt verpflichtete sich, „keine neue Stellung 
anzunehmen, die der Firma nicht zusagt“.150 Um sein Wohlwollen zu 
bewahren, bemühte sich der Anwalt von Krupp noch lange Jahre um 
ihn. Er verschaffte Brandt eine neue Stellung beim Hanfverband151 und 
setzte sich erfolgreich dafür ein, daß Brandts Straftaten im Zuge der 
Amnestie zum Kaisergeburtstag 1916 per Sondergenehmigung aus 
dem Strafregister gelöscht wurden.152 Gleichzeitig stieg Brandt zum 
Leiter der Hanfabrechnungsstelle auf, die vom Kriegsministerium ge-
schaffen wurde.153 Damit erreichte er abermals eine Position, die zwi-
schen Verwaltung und Wirtschaft vermittelte. Noch im Inflationsjahr 
1923 bemühte sich die Fried. Krupp AG um eine Stellung für Brandt 
und gewährte ihm eine einmalige Zahlung.154 Auch bei den verurteilten 
Offizieren beobachtete das Unternehmen die weiteren Karrierever-
läufe, um sich abzusichem. Der Krieg ermöglichte den verurteilten

146 HAK, WA 4/1416, 4.
147 M uehlon an Loewenstein 17. 11. 1913, in: HAK. WA 131/417.
148 E c c iu sa n V ie lh a b e r 2 8 .il . 1913, in: HAK, WA 4/1416, 25.
149 Brandt bekam sein Gehalt für die 1 'A Jahre und Extra-Gratifikationen von jähr-
lich 1000 Mark für zehn Jahre, die sein Vertrag noch lief, auf einmal gutgeschrie-
ben (30000  Mark). Zudem zahlte die Firma 3 5 0 0 0  für Verluste, die Brandt angeb-
lich beim Verkauf seines Hauses hatte; Schickler an Fried. Krupp AG, 14. 4. 1914, 
in: HAK. WA 131/417.
‘50 Direktorium Fried. Krupp, 10. 12. 1913, in: HAK. WA 131/417.
151 Loewenstein an Vielhaber, 11 .6 . 1914. in: HAK, WA 131/417.
152 Dies gelang, obwohl Brandts Verurteilung erst zwei Jahre her war und die 
Am nestie eigentlich eine 10-Jahres-Regeiung vorsah: Loewenstein an Vielhaber
8 .3 . 1916, in: HAK, WA 4/1416, 124; Anschreiben Erster Staatsanwalt 6. 6. 1916 
in: HAK, WA 131/615.
153 Loewenstein an Vielhaber 28. 1. 1916 in: HAK, WA 4/1416, 117.
!54 Vielhaber an Baur 23. 8. 1923, in: HAK, WA 131/417.
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Männern der Militärverwaltung ebenfalls einen Neuanfang, da sie trotz 
des eingeleiteten ehrengerichtlichen Verfahrens bei Kriegsausbruch 
eingezogen wurden.155

Zugleich stand für das Unternehmen die Vernichtung des Beweis-
materials im Vordergrund, Das Direktorium drängte nach dem letzten 
Prozeß auf eine schnelle Rückgabe der Komwalzer, „damit wir sie hier 
unter: Aufsicht verbrennen“. Dies sei nötig, da „sie im Interesse der 
Landesverteidigung unbedingt geheimgehalten werden müssen“.156 
Auch wenn ihr Anwalt empfahl, mit der Verbrennung noch etwas zu 
warten („Man kann ja  doch nicht wissen, was etwa Herr Liebknecht 
oder sonst jemand noch bringt“ i57), fielen die Berichte offensichtlich 
schnell der Vernichtung anheim.

Im Unterschied zu den verurteilten Männern der Heeresverwaltung 
gingen die Krupp-Mitarbeiter wohlweislich nicht in Berufung, um die 
öffentliche Debatte zu beenden.158 Bei dem Berufungsverfahren der 
Offiziere, das im Januar 1914 einige Strafen abmilderte, aber die Vor-
würfe bestätigte, sprach man sich im Unternehmen bewußt gegen das 
Auftreten;von:Zeugen aus dem Direktorium aus.159 Auch die Bericht-
erstattung wurde professionell geregelt. Der zuständige Journalist der 
Nachrichtenagentur WTB wandte sich bereits vor dem Prozeß an den 
Rechtsanwalt von Krupp, „um ein den Interessen der Firma nicht 
widerstreitendes Exposé als Einleitung zum Bericht“ zu bekommen.160 
Diese Anfrage verdeutlichte, daß das Unternehmen nicht allein durch 
die finanzielle Stützung von Zeitungen Zugang zur Öffentlichkeit hatte, 
sondern die Journalisten durch die offiziöse Struktur der deutschen 
Nachrichtenübermittlung bereitwillig zuarbeiteten. Dennoch sorgte die 
Revision dafür, daß tagelang neue Aussagen über das Verhältnis zwi-
schen Krupp und Behörden die Zeitungen füllten. So sagte ein Rech-
nungsrat unbefangen aus, daß Mitarbeiter von Krupp eine größere Ak-
teneinsicht bekämen als die von Ehrhardt.161

155 Loewenstein an Vielhaber H . 8. 1914 und 20. 11. 1914, in: HAK, WA 4/1416. 
10! u. 103.
156 Direktorium an Loewenstein 27. 2. 1914, in: HAK, WA 4/1672, 6.
157 Gordon an Dewitz 11 .3 . 1914, in: HAK, WA 4/1672, 21.
158 Loewenstein an Vielhaber 23. 2. 1913, in: HAK, WA 4/1416, 59.
159 Schreiben Loewensteins D ez. 1913, in: HAK, WA 4/1416. Zum Prozeßverlauf 
vgl. Vossischc Zeitung Nr. 27, 16. 1. 19 ¡4, bis Nr. 40, 23. 1. 1914.
160 Loewenstein un Vielhaber 9. i .  1914, in: HAK, WA 4/14 i 6, 46.
161 Vossische Zeitung 20. 1. 1914, Nr. 35, II.
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Hugenberg zog aus der „Komwalzer-Affäre“ entsprechende Konse-
quenzen für die Medienarbeit, die weitreichende Folgen haben sollten. 
Im Zuge des Skandals hatte er wie nie zuvor zu spüren bekommen, mit 
welcher Macht insbesondere die liberale Presse öffentliche Kritik üben 
konnte. Diese Erfahrung dürfte Hugenbergs Entschluß gefördert haben, 
sogleich nach der Affäre mit einem schwerindustriellen Kreis die „Aus-
land GmbH“ als eine Holdinggesellschaft zu gründen. Dieser Vorläufer 
der späteren „Allgemeinen Anzeigen GmbH“ (A1A) versuchte über 
Anzeigen die Tagespresse zu beeinflussen, die sich vor allem gegen die 
Anzeigen-Expedition des liberalen Verlegers Rudolf Mosse richtete. 
Institutionell war sie zusammen mit dem nun eingefädelten Kauf des 
Scherl-Verlages quasi der Beginn von Hugenbergs späterem Medien-
imperium.162

Liebknecht bemühte sich, seine Kampagne gegen den Militarismus 
über die Aufdeckung von Korruption fortzuführen. So verteidigte er 
kurz nach dem Krupp-Prozeß, am 20. Januar 1914, einen ehemaligen 
Angestellten von Siemens-Schuckert, der das Unternehmen mit Fir-
menbriefen erpreßt hatte, welche Bestechungen von hohen japanischen 
Offizieren und Beamten nachwiesen, um gute Preise und Monopole zu 
erzielen.163 Nicht minder brisant war seine gleich darauf folgende Ent-
hüllung, ein Geschäftsführer des „Reichsverbandes gegen die Sozialde-
mokratie“ habe für 40000 Mark Professorentitel gehandelt.164 Die 
Komwalzeraffäre hatte damit einen dreifachen Effekt: Sie ermutigte 
Liebknecht, der Sozialdemokratie über Prozesse und Enthüllungen 
Aufmerksamkeit zu sichern; sie war für Firmen eine Bedrohung, da sie 
um Nachahmungsfälle bei scheidenden Angestellten fürchten mußte; 
und sie bestärkte die deutschen Gerichte darin, möglichst unter Aus-
schluß der Öffentlichkeit hart gegen Enthüller vorzugehen, während sie 
das Ansehen der deutschen Unternehmen zu schützen suchte. So wurde 
der ehemalige Siemens-Angestellte mit zwei Jahren Haft bestraft, wäh-
rend die entsprechenden Briefe des Unternehmens nicht vorgelesen 
werden durften. Wie im Fall Krupp ließ sich diese Geheimhaltung je-
doch durch das Zusammenspiel zwischen aktiven Medien und Parla-
mentariern nicht mehr aufrechterhalten. Liebknecht kündigte auch in

162 VgL zum Aufbau dieses Medienimperiums: D ankwart G uratzsch , Macht durch 
Organisation. D ie Grundlegung des Hugenbergschen Presseimperiums. Düsseldorf 
1974, 183-343.
16:1 Vossische Zeitung 21. 1. 1914, Nr. 36, 15; Vorwärts 21. 1. 1914 .6 .
164 Vorwärts 20. 5. 1914, I, mit Abdruck eines Briefes.
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diesem Fall in parlamentarischen Debatten die Veröffentlichung der 
entsprechenden Briefe an, die dann im Vorwärts mit erneutem Bezug 
auf den Krupp-Skandal erfolgte.165 Was jedoch auch für Politiker wie 
Liebknecht eben nicht zu kalkulieren war, war das öffentliche Interesse. 
Und das erlahmte nach dem spektakulären Komwalzer-Fall und dem 
Beginn der Kriegsmobilisierung. Die allgemeine Diskussion über die 
Aufrüstung hatte den Resonanzboden für diesen Skandal geschaffen, 
nun aber sorgte der ausbrechende Krieg dafür, daß der Skandal in Ver-
gessenheit geriet.

VIII. Fazit

Die Analyse der Komwalzer-Affäre ermöglicht zumindest einen ersten 
Einblick in die spezifischen Merkmale der Korruption im Kaiserreich. 
Die Untersuchung macht deutlich, daß entgegen der Selbstzuschrei-
bung bei preußischen Beamten und Offizieren durchaus korrupte Prak-
tiken vorkamen und diese über eine längere Zeit von einem größeren 
Personenkreis an öffentlichen Orten gepflegt werden konnten, ohne daß 
dagegen vorgegangen wurde. Beide Seiten agierten in einer Grauzone 
zwischen öffentlichem und privatem Nutzen, deren zulässige Grenzen 
durch den Skandal ausgehandelt wurden.

Anreiz für die Übermittlung von vertraulichen Informationen waren 
nur in geringerem Maße größere Geldbeträge oder unmittelbare mate-
rielle Vorteile. Eingeleitet wurde die korrupte Handlung vielmehr durch 
ein enges persönliches Vertrauensverhältnis zwischen Unternehmens- 
angestellten und Staatsdienem. Dieses basierte auf biographischer Ver-
bundenheit, militärischer Kameradschaft und der großzügigen Pflege 
von geselligen Kontakten. Die öffentlich demonstrierte Verbindung 
zwischen Staatsführung und Unternehmen verstärkte diese Beziehung. 
Darüber hinaus sicherte die langfristige Hoffnung, durch die Koopera-
tion auf einen gut dotierten Posten im Unternehmen zu wechseln, den 
erstaunlich stabilen Fortbestand der Indiskretionen. Betrachtet man den 
Fall mit den Kategorien der sozialwissenschaftlichen Korruptionsfor-
schung, so läßt sich von einer strukturellen, auf Dauer angelegten 
Bestechung sprechen, die klientendominiert war, da die Initiative von 
unternehmerischer Seite ausging. Ein weiteres Merkmal war die „kor- 
ruptive Polygamie“, da von einer Kontaktperson des Unternehmens

lfiS Vorwärts 2. 6. 1914, 1.
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einzelne Beziehungen zu unterschiedlichen Staatsbediensteten verlie-
fen.166 Dementsprechend wurde die Unabhängigkeit der Behörden 
durch Offerten aus der Wirtschaft unterlaufen, was dem Unternehmen 
kurzfristige und langfristige Wettbewerbs vorteile sicherte.

Um 1900 kam es zu einer generellen Zunahme von Skandalen, was 
mit der Ausbildung einer kritischen Presse und der Parlamentarisierung 
erklärt wurde. Daß dieser spezielle Fall auf eine breite Aufmerksamkeit 
und Empörung stieß, lag zum Teil an der Schwere des Vergehens, zum 
Teil aber auch an der spezifischen Konstellation vor 1914. Für die me-
diale Breitenwirkung war ebenso entscheidend, daß der Fall an mehrere 
bekannte Assoziationsräume anschloß: etwa die lebenslange Kamerad-
schaft unter Militärpersonen, die vertraute Informationsübermittlung in 
der Kneipe oder Krupps Ruf als staatsnahes Großunternehmen und 
Waffenschmiede. Durch die Gegenüberstellung von Liebknecht und 
Krupp entwickelte der Fall schnell jene personalisierte Duellstruktur, 
die der Auseinandersetzung eine hinreichende Anschaulichkeit und 
Spannung gab. Zudem verdichtete sich die Affäre sofort in Begriffen 
mit einer starken Suggestionskraft, wobei sich die Debatte insbeson-
dere auf die Deutung des Wortes „Panama“ konzentrierte. „Panama“ 
bildete eine Chiffre, in der das Ausmaß der Bestechung in Abgrenzung 
zu Frankreich verhandelt wurde.

Deutlich wurde, daß Regierung und Justiz sich zwar bemühten, die 
Ermittlungen zugunsten des Unternehmens zu begrenzen, sich aber 
kaum gegenüber einer weitgehend kritischen Parlaments- und Medien-
öffentlichkeit behaupten konnten. Gleiches galt für die Versuche der 
Untemehmensführung, sich über ihr nahestehende Zeitungen zu recht- 
fertigen. Vor allem die Prozeßberichterstattung gab der Aufdeckung 
eine kaum steuerbare Öffentliche Dynamik. Erst als erkennbar wurde, 
daß die fortgesetzte kritische Berichterstattung das Ansehen von Mili-
tär, Beamtenschaft und Unternehmerschaft nachhaltig verschlechterte, 
rückte die bürgerliche Öffentlichkeit von ihrer Kritik ab.

Die Anti-Korruptionskampagne der SPD stand im Kontext eines 
politischen Stils, der sich nicht nur bei den Sozialdemokraten seit den 
1890er Jahren ausgebildet hatte, sondern allgemein bei Oppositions-
parteien in westlichen Parlamenten. So waren es in Großbritannien 
zeitgleich die Tories, die die moralische Legitimität der regierenden Li-
beralen durch permanente und zunehmend zugespitzte Korruptionsvor-

i(>f> Begriffe nach: Häftling, Korruption (wie Anm. 45). 51.
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würfe verminderten. Die Kampagnen der SPD verwiesen in Deutsch-
land zugleich auf die Weimarer Republik. In der ersten Demokratie 
sollte die politische Opposition auf der Rechten mit ähnlichem Gestus 
die demokratischen Parteien der Korruption beschuldigen.

Zusammenfassung

In den Jahrzehnten um 1900 kam es in allen westlichen Staaten zu ver-
stärkten Korruptionsvorwürfen. Sie lösten Debatten aus, die nicht nur 
soziale Normen und das Verhältnis von Staat und Unternehmen betra-
fen, sondern auch die öffentliche Deutungsmacht der Parlamente und 
Massenmedien selbst. Der Artikel nähert sich diesem bislang wenig 
bearbeiteten Forschungsfeld durch die Analyse desjenigen Falles, der 
das größte Aufsehen in Deutschland erregte: der sogenannten „Korn- 
walzeraffäre“ Krupps, bei der dem Unternehmen 1913 vorgehalten 
wurde, durch Beamtenbestechung jahrelang interne Informationen aus 
dem Kriegsministerium erhalten zu haben. Untersucht werden die Ur-
sachen, Praktiken, Deutungen und Folgen der korrupten Handlungen. 
Nicht die Schwere des Vergehens entschied über den Verlauf der Öffent-
lichen Debatte, sondern die politische Konstellation und die Imaginati-
onsräume, die die Vorwürfe eröffneten. Die korrupten Handlungen 
selbst beruhten weniger auf großen materiellen Vorteilen als auf Ver-
trauensstrukturen, die auf militärischer Kameradschaft und Gesellig-
keit basierten. Trotz vielfältiger Bemühungen waren Reichsleitung und 
Unternehmen zunächst nicht in der Lage, jene Eigendynamik zu brem-
sen, die vor allem die Parlamentsdebatten und Gerichtsaussagen durch 
ihre mediale Verbreitung auslösten. Dabei beruhten die Enthüllungen 
weniger auf einem investigativen Journalismus als vielmehr auf einem 
neuen Kampagnenstil der Oppositionsparteien, der ihnen einen neuarti-
gen politischen Einfluß ermöglichte.
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